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Eisvögel balzen am Schmöllner Sprotteufer

Foto: Torsten Pröhl

Schmölln. In seinemVersteck-
zelt kann Torsten Pröhl gut
und gerne auchmal drei Stun-
den fast regungslos im Ge-
büsch hocken und auf den
richtigen Moment warten.
Dann drückt er auf denAuslö-
ser seiner Kamera. So gesche-
hen auch vor wenigen Tagen,
als dieses Foto eines Eisvogel-
pärchens entstand – aufge-
nommen nicht etwa in Asien
oder Nordafrika, wo sich der
Eisvogel gerne heimisch fühlt,
sondern mitten in der Stadt
Schmölln an der Sprotte.

Längst ist der prachtvolle Vogel,
dessen Gefieder je nach Licht-
einfall mal kobaltblau, mal tür-
kisfarben, mal smaragdgrün
schimmert, amBauch orange bis
lehmfarben leuchtet, auch in
weitenTeilen Europas zuHause.
Doch wer hätte den Eisvogel -
der aus der Ferne mit einem
„ausgebüchsten“Kanarienvogel
verwechseln werden kann -
schon hier imAltenburger Land
vermutet?
Seit den 80er Jahren hat sich
Torsten Pröhl der Naturfotogra-
fie verschrieben, widmet sich
dabei mit Vorliebe Greifvögeln
undEulen, studiert derenVerhal-
ten und Lebensräume, reist dafür
um dieWelt und hat sich so viel
Fachwissen angeeignet.

Und auch der kleine, farben-
prächtige Eisvogel hat es ihm
angetan. Ihn vor die Linse sei-
ner Spiegelreflexkamera zu be-
kommen, sei schon eine
Herausforderung, erzählt Tors-
ten Pröhl, der die Sprotte von
Saara bis Vollmershain syste-
matisch nach dem Eisvogel ab-
gesucht hat. Im Uferbereich
überhängende Äste und eine
nicht allzu lebhafte Umgebung
sind für Eisvögel, die etwas grö-
ßer als Sperlinge sind, ideal.
„Im Stadtgebiet von Schmölln“,
weiß Torsten Pröhl, „haben wir
jedes Jahr mindestens zwei Eis-
vogelpärchen, weil das Ufer an
vielen Stellen kaum zugänglich,
aber naturnah und damit für den
Eisvogel nahezu ideal ist, auch,
um seine Nisthöhle zu bauen.“
Solange die Sprotte imWinter
nicht zugeforen ist, bleiben
die Eisvögel, die sich größten-
teils von kleinen Fischen wie
Gründlingen, Stichlingen und
Schmerlen ernähren, in ihrem
Revier. „Unsere milden Win-
ter kommen dem Eisvogel
entgegen“, so Pröhl. Die hohe
Sterblichkeit der Eisvögel bei
großer Kälte wird ab April mit
vielen Küken kompensiert. Im
Sommer, kann man sie dann
am Sprottenufer beimAusflie-
gen beobachten.
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Aufgrund des § 32 Satz 1 des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20.
Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 27. März 2020 (BGBl. I S.
587), in Verbindung mit § 7 Abs. 2
der Thüringer Verordnung zur Rege-
lung von Zuständigkeiten und zur
Übertragung von Ermächtigungen
nach dem Infektionsschutzgesetz
vom 2. März 2016 (GVBl. S. 155)
verordnet das Thüringer Ministerium
für Arbeit, Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie:

§ 1
Grundsätzliche Pflichten

Jede Person ist angehalten, die physisch

sozialen Kontakte zu anderen Men-
schen außer zu denAngehörigen des ei-
genen Haushalts auf ein absolut nötiges
Minimum zu reduzieren. Zu anderen als
den in Satz 1 genannten Personen ist ein
Mindestabstand von mindestens 1,5 m
einzuhalten.

§ 2
Aufenthalt im öffentlichen Raum
(1) DerAufenthalt im öffentlichen
Raum ist nur allein, mit einer weiteren
nicht im Haushalt lebenden Person oder
im Kreise derAngehörigen des eigenen
Haushalts gestattet.
(2) Abweichend von Absatz 1
sindAufenthalte im öffentlichen Raum
zum Zweck der Berichterstattung durch

Vertreter von Presse, Rundfunk, Film
oder anderen Medien sowie die Aus-
übung beruflicher Tätigkeiten, die im
Freien erbracht werden müssen, ein-
schließlich der jahreszeitlich bedingt
erforderlichen Bewirtschaftung land-
wirtschaftlicher, gartenbaulicher und
forstwirtschaftlicher Flächen, gestattet.

§ 3
Veranstaltungen, Versammlungen,
Demonstrationen, Ansammlungen
und sonstige Zusammenkünfte

(1) Veranstaltungen, Versamm-
lungen, Demonstrationen,Ansammlun-
gen und sonstige Zusammenkünfte mit
mehr als zwei Personen sind verboten
mit derAusnahme, dass es sich umAn-

gehörige des eigenen Haushalts handelt
und zusätzlich höchstens eine haus-
haltsfremde Person hinzukommt. Dies
gilt auch für Zusammenkünfte in Kir-
chengebäuden, Moscheen und Synago-
gen sowie in Kulträumen anderer
Religionsgesellschaften und Weltan-
schauungsgemeinschaften
(2) Ausgenommen vom Verbot
nachAbsatz 1 sind Veranstaltungen und
sonstige Zusammenkünfte, die für die
Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung oder der Daseins-
für- und -vorsorge bestimmt sind oder
der Versorgung der Bevölkerung, der
öffentlich-rechtlichen Leistungserbrin-
gung,
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Die 12. Sitzung des Aus-
schusses für Wirtschaft,
Umwelt und Bau findet am
Dienstag, 12. Mai 2020 um
18 Uhr im LandratsamtAlten-
burger Land, Lindenaustraße
9, 04600 Altenburg, Ratssaal,
statt.

Tagesordung -ÖffentlicherTeil:
1. Informationen,Allgemeines
2. Genehmigung der Nieder-
schrift über die 11. Sitzung am
21. April 2020
3. Anfragen der Ausschuss-
mitglieder
Unterbrechung der Sitzung
zur Durchführung des nicht
öffentlichen Sitzungsteils.
4. Beschluss zur Vergabe
von Straßenbauleistungen >
125000 Euro, SB-B 005-2020
Instandsetzung der Brücke
über die Mannichswalder
Sprotte im Zuge der K 504 in
der OL Nöbdenitz, Brücken-
und Straßenbauarbeiten
5. Beschluss zur Vergabe von

Bauleistungen >125.000,00
Euro, HB-B 048-2019-10
Staatliche Grundschule No-
bitz, Schulstraße 8 in 04603
Nobitz, Sanierung/Umbau
Haus 3 mit Erweiterungsbau
undAbbruch Haus 2, Los 10 -
Fenster in Kunststoff und Son-
nenschutz
6. Beschluss zur Vergabe von
Bauleistungen > 125.000,00
Euro, HB-B 048-2019-12.1
Staatliche Grundschule No-
bitz, Schulstraße 8 in 04603
Nobitz, Sanierung/ Umbau
Haus 3 mit Erweiterungsbau
undAbbruch Haus 2, Los 12.1
- Elektroinstallationsarbeiten
7. Beschluss zur Vergabe von
Bauleistungen > 250.000,00
Euro, HB-B 033-2019-18
Landestheater Altenburg,
Theaterplatz 19, 04600Alten-
burg, Sanierung Bühnenma-
schinerie und logistische
Erschließung, Los 18 - Szeni-
sche Beleuchtung
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Der Kreisausschuss des
Kreistages des Landkreises
Altenburger Land hat in seiner
10. Sitzung am 6. April 2020
folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss Nr. 7:
Der Kreisausschuss be-
schließt, den Auftrag für die
vermessungstechnischen Leis-
tungen an der K 530, OA
Großstechau bis OE Ingrams-
dorf in Höhe von insgesamt
ca. 33.950 Euro an die Ver-
messungsstelle, ÖBVI Jens
Gabler, An der Brauerei 2,
07745 Jena, zu erteilen.

Beschluss Nr. 8:
Der Kreisausschuss beschließt
die Erweiterung des Micro-
soft-Enterprise-Agreement-
Vertrags vom 01.11.2018 um
490 Microsoft Office-Lizen-
zen. Der Auftrag ist der Firma

Cancom GmbH, Fuggerstraße,
1 d, 04158 Leipzig, auf das
Angebot vom 30.01.2020 mit
einer Bruttoauftragssumme in
Höhe von 177.017,26 Euro zu
erteilen.

Der Werkausschuss des
Dienstleistungsbetriebes Ab-
fallwirtschaft/Kreisstraßen-
meisterei hat in seiner 6.
Sitzung am 6. April 2020 fol-
gende Beschlüsse gefasst:

Beschluss Nr. 10:
Der Werkausschuss be-
schließt, die Leistung „In-situ
Stabilisierung der Deponie
Schmölln durch Optimierung
des Gasfassungssystems und
Errichtung der Schachgasbe-
handlungsanlage“ an die
Firma BMF Haase GmbH
Oderstraße 76, 24539 Neu-

münster, zu der angebotenen
B r u t t o a u f t r a g s s u mm e
524.907,07 € (inkl. Wartung)
zu vergeben.

Beschluss Nr. 11:
Der Werkausschuss be-
schließt, die Leistung „In-situ
Stabilisierung der DeponieAl-
tenburg durch Optimierung
des Gasfassungssystems und
Errichtung der Schachgasbe-
handlungsanlage“ an die
Firma Göbel Energie- und
Umwelttechnik Anlagenbau
GmbH, Geschäftsführer Herrn
Axel Ramthun, Fehmarnstraße
22, 24782 Büdelsdorf, zu der
angebotenen Bruttoauftrags-
summe 544.405,26 € (inkl.
Wartung) zu vergeben.

Uwe Melzer
Landrat

Öffentliche Bekanntmachung
der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse derAusschüsse des

Kreistages des Landkreises Altenburger Land
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Die nächsten Ausgaben des Amtsblattes

„Das Altenburger Land“
erscheinen am Samstag, 16. Mai und am Samstag, 6. Juni.

Redaktionsschluss für die Ausgabe am 16. Mai
ist am 5. Mai 2020.

Öffentliche Bekanntmachung

Amtliche Bekanntmachung
Zweite Thüringer Verordnung über erforderliche Maßnahmen zur Eindämmung derAusbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2
(Zweite Thüringer SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung – 2. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO –) vom 7.April 2020
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der Gesundheitsfürsorge der Bevölke-
rung, der Aufrechterhaltung des Be-
triebs von Wirtschaftsunternehmen
oder zur Erfüllung von Aufgaben der
Mitarbeitervertretungen dienen.
(1) Ausgenommen vom Verbot
nach Absatz 1 sind Veranstaltungen
und Zusammenkünfte des Landtags,
einschließlich der Sitzungen seiner
Ausschüsse, der Landesregierung und
Ministerien, der Gerichte sowie der
Behörden von Bund und Ländern
sowie anderer Stellen und Einrichtun-
gen, die öffentlich-rechtliche Aufga-
ben wahrnehmen. Sitzungen der
Gemeinden und Landkreise sowie
deren Verbände sind von dem Verbot
nach Absatz 1 ausgenommen, wenn
die Erledigung einer Angelegenheit
nicht ohne Nachteil für die Gemeinde,
den Landkreis oder deren Verband
aufgeschoben werden kann.

(2) Abweichend von Absatz 1
sind Zusammenkünfte in Form von
Trauerfeiern und Eheschließungen zu-
lässig. Trauerfeiern müssen unter
freiem Himmel stattfinden; teilneh-
men darf nur der engste Familien- und
Freundeskreis, ein Trauerredner oder
Geistlicher und das erforderliche Per-
sonal des Bestattungsunternehmens.
An Eheschließungen dürfen neben
den Eheschließenden und dem Stan-
desbeamten lediglich die Trauzeugen
sowie die Eltern und Kinder der Ehe-
schließenden teilnehmen.
(3) Soweit eine Ausnahme nach
den Absätzen 2 bis 4 zulässig ist, hat
der Veranstalter, Organisator oder der
zuständige Amtsträger neben den all-
gemeinen Hygienevorschriften nach
§ 4 Folgendes sicherzustellen:
1. Ausschluss von Teilnehmern
mit Symptomen einer COVID-19-Er-
krankung,
2. Ausschluss von Teilnehmern
mit jeglichen Erkältungssymptomen,
3. Abfrage der Teilnehmer, ob
diese Kontakt zu einer Person im
Sinne von § 11 Abs.1 hatten; dies ist
zu dokumentieren; die Dokumentation
ist vier Wochen aufzubewahren; diese
Teilnehmer sind auszuschließen,
4. Ausstattung des Veranstal-
tungsorts mit ausreichenden Möglich-
keiten zur guten Belüftung,
5. aktive und geeignete Infor-
mation der Teilnehmer über
allgemeine Schutzmaßnahmen, insbe-
sondere Händehygiene,Abstand halten
sowie Husten- und Niesetikette, durch
den Veranstalter und Hinwirken auf
deren Einhaltung.

§ 4
Einhaltung von

Hygienevorschriften
In allen Betrieben, Einrichtungen und
bei Angeboten im Sinne dieser Ver-
ordnung sind Hygienevorschriften
entsprechend den Empfehlungen des

Robert-Koch-Instituts und den Vorga-
ben der jeweiligen Arbeits-
schutzbehörden sowie wirksame
Schutzvorschriften für Personal, Be-
sucher und Kunden einzuhalten. Ziele
der zu veranlassenden Schutzmaßnah-
men sind die Reduzierung von Kon-
takten, der Schutz des Personals vor
Infektionen sowie die möglichst weit-
gehende Vermeidung von Schmierin-
fektionen über Vehikel und Gegen-
stände. Dies soll durch Einhaltung der
Abstandsregelung von mindestens
1,5m Abstand zu anderen Personen
sowie ein verstärktes Reinigungs- und
Desinfektionsregime bewerkstelligt
werden.

§ 5
Schließung von Einrichtungen und

Angeboten
(1) Für den Publikumsverkehr
sind die folgenden Einrichtungen und
Angebote unabhängig von der jewei-
ligen Trägerschaft oder den Eigen-
tumsverhältnissen zu schließen:
1. Bars, Cafés, einschließlich
Eiscafés, Kneipen, Clubs, Diskothe-
ken, Theater, Kinos, Konzerthäuser
und Museen; § 7 Abs. 1 Satz 2 und
3 gelten entsprechend,
2. Fitnessstudios, Schwimm-,
Freizeit- und Erlebnisbäder, Ther-
men, Saunen und Solarien,
3. Angebote von Volkshoch-
schulen, Musikschulen und sonsti-
gen Bildungseinrichtungen
einschließlich Bibliotheken,
4. Vereine, sonstige Sport- und
Freizeiteinrichtungen und -ange-
bote sowie Sportanlagen, Spiel- und
Bolzplätze, Zoologische Gärten,
Tierparks und ähnlichen Einrichtun-
gen, Touristeninformationen,
5. Spielhallen und Spielban-
ken,
6. Tanzlustbarkeiten,
7. Messen, Ausstellungen, Spe-
zialmärkte, Wettannahmestellen
und ähnliche Unternehmen im
Sinne der Gewerbeordnung in der
Fassung vom 22. Februar 1999
(BGBl. I S. 202) in der jeweils gel-
tenden Fassung,
8. Vergnügungsstätten im
Sinne der Baunutzungsverordnung
in der Fassung vom 21. November
2017 (BGBl. I S. 3786) in der je-
weils geltenden Fassung,
9. Prostitutionsstätten, -fahr-
zeuge und -veranstaltungen im
Sinne des Prostituiertenschutzge-
setzes vom 21. Oktober 2016
(BGBl. I S. 2372) in der jeweils
geltenden Fassung,
10. Einrichtungen, Angebote
und Maßnahmen für Familien nach
§ 16 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB VIII), insbesondere
Familienzentren, Familienferien-
stätten, Familienbildungsangebote
freier Träger sowie Verbände und
Gruppenangebote in Geburtshäu-
sern,

11. Mehrgenerationenhäuser,
12. offene Senioreneinrichtun-
gen der Seniorenarbeit, insbeson-
dere Seniorenclubs und
Seniorenbüros,
13. Jugendbildungs-, Jugender-
holungs- und Jugendfreizeitstätten
einschließlich Jugendclubs sowie
Jugendherbergen im Sinne des § 11
SGB VIII,
14. Tagespflegeeinrichtungen
nach dem Elften Buch Sozialge-
setzbuch; ausgenommen sind
Tagespflegeeinrichtungen, die
konzeptionell eng mit einer statio-
nären Einrichtung nach § 2 des
Thüringer Wohn- und Teilhabege-
setzes (ThürWTG) vom 10. Juni
2014 (GVBl. S. 161) in der jeweils
geltenden Fassung oder nicht
selbstorganisierten ambulant be-
treuten Wohnformen nach § 3 Abs.
2 ThürWTG verbunden sind und
somit ausschließlich deren Bewoh-
ner betreuen,
15. Beratungsstellen,
16. Frauenzentren.

(2) Bei Beratungsstellen und an-
deren sozialen Einrichtungen mit Be-
ratungsangebot soll die Möglichkeit
für kurzfristige Beratungen durch
Nutzung digitaler Medien sowie Te-
lefonie gesichert werden.
(3) Für den Sportbetrieb von
Kaderathleten können Ausnahmen
durch die zuständige Behörde zuge-
lassen werden, sofern dies im Einzel-
fall unerlässlich ist.

§ 6
Schließung von Einzelhandelsge-
schäften; Beschränkungen von

Dienstleistungen, Handwerks- und
Beherbergungsbetrieben

(1) Geschäfte des Einzelhandels
einschließlich Fabrikläden und Her-
steller-Direktverkaufsstellen sind für
den Publikumsverkehr zu schließen.
Hiervon ausgenommen sind:
1. der Lebensmittelhandel ein-
schließlich Bäckereien und Flei-
schereien, Getränke-, Wochen- und
Supermärkte sowie Hofläden,
2. Banken und Sparkassen,
3. Drogerien,
4. Sanitätshäuser,
5. Optiker,
6. Hörgeräteakustiker,
7. Filialen der Deutschen Post
AG und Paketstellen von Logistik-
unternehmen,
8. Abhol- und Lieferdienste,
9. Wäschereien und Reinigun-
gen,
10. Tankstellen und Kraftfahr-
zeug-Teileverkaufsstellen und
Fahrradgeschäfte,
11. Buchhandelsgeschäfte mit
der Einschränkung auf kontaktlose
Weitergabe elektronisch oder tele-
fonisch bestellter Ware außerhalb
der Geschäftsräume sowie Zei-
tungs- und Tabakwarengeschäfte.
12. Tierbedarf, Bau- und Garten-

märkte, Gärtnereien und Floristik-
geschäfte,
13. der Fernabsatzhandel,
14. der Großhandel.

(2) Dienstleistungen, Hand-
werks- und Beherbergungsbetriebe
sind grundsätzlich zulässig. Dies gilt
nicht für folgende Dienstleistungen
oder Betriebe:
1. Übernachtungsangebote von
Beherbergungen für touristische
Zwecke sowie Reisebusveranstal-
tungen,
2. Fahrschulen, Flugschulen
und ähnliche Betriebe,
3. Friseure und Barbierge-
schäfte,
4. Dienstleistungen im Bereich
der Körperpflege, insbesondere
Tattoo-, Piercing-, Kosmetik-, Na-
gelstudios und ähnliche Betriebe,
5. Massage- und Wellnessstu-
dios und ähnliche Angebote,
6. Swinger-Clubs und ähnliche
Angebote.

(3) Der Betrieb von Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens ist grund-
sätzlich zulässig. Dies gilt
insbesondere für Polikliniken, Arzt-,
Zahnarzt-, Tierarztpraxen, Psychothe-
rapien und Apotheken. In sonstigen
ambulanten Betrieben des Gesund-
heitswesens, insbesondere Physio-
und Ergotherapien, medizinischer
Fußpflege und Ähnlichen, dürfen Be-
handlungen nur angeboten werden,
sofern
1. die medizinische Notwen-
digkeit der Behandlung durch ärzt-
liches oder zahnärztliches Attest
oder Verordnung nachgewiesen
wird und
2. keine anderweitigen Bestim-
mungen erfolgt sind.

(4) Geschäfte, Betriebe und
sonstige Stellen im Sinne des Absat-
zes 1 mit gemischtem Sortiment dür-
fen für den Publikumsverkehr
geöffnet werden, wenn
1. die angebotenen Waren-
und/oder Dienstleistungen dem re-
gelmäßigen Sortiment entsprechen,
2. die Waren- oder Dienstleis-
tungen nach Absatz 1 Satz 2 den
Schwerpunkt des Sortiments bilden
und
3. der Betrieb insgesamt zuläs-
sig ist.

Geschäfte, Betriebe und sonstige Stel-
len mit gemischtem Sortiment sind
solche, die neben den in den Absätzen
1 genannten Verkaufsstellen und Be-
trieben auch Waren- und Dienstleis-
tungen aus nicht erlaubten
Geschäftsbereichen enthalten. Die Er-
bringung von Dienstleistungen nach
Absatz Satz 2 ist untersagt.
(5) Die zuständigen Behörden
sind berechtigt, die Einhaltung der
Schutzmaßnahmen nach § 4 zu über-
prüfen und gegebenenfalls weitere
Auflagen zu erteilen.
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Wer ein Geschäft oder sonst einen Be-
trieb im Sinne des Absatzes 1 Satz 2
führt, hat sicherzustellen, dass die Kun-
den über gut sichtbare Aushänge und
regelmäßige Durchsagen über die Ver-
pflichtung zur Abstandsregelung und
der Einhaltung der Schutzmaßnahmen
nach § 4 informiert werden. Ansamm-
lungen, insbesondere Gruppenbildun-
gen und Warteschlangen von Kunden,
sind zu unterbinden. Im Wartebereich
vor und in der Einrichtung sind gut
sichtbareAbstandsmarkierungen anzu-
bringen, deren Beachtung durch die
Kunden von der jeweiligen Geschäfts-
führung ständig zu überprüfen ist. Bei
Zuwiderhandlungen durch Kunden
sind unverzüglich Hausverbote auszu-
sprechen.
(6) Die zuständige Behörde kann
auf Antrag Ausnahmegenehmigungen
für andere für die Versorgung der Be-
völkerung zwingend notwendige Ge-
schäfte oder Betriebe erteilen, sofern
dies im Einzelfall aus infektions-
schutzrechtlicher Sicht vertretbar ist.

§ 7
Schließung von

Gastronomiebetrieben
(1) Für den Publikumsverkehr
sind Gaststätten im Sinne des Thürin-
ger Gaststättengesetzes vom 9. Okto-
ber 2008 (GVBl. S. 367) in der jeweils
geltenden Fassung zu schließen. Zuläs-
sig ist ein Außerhausverkauf unter Be-
achtung strenger hygienischer
Maßstäbe nach § 4. Ein Verzehr vor
Ort ist untersagt; der Verzehr ist erst in
einer Entfernung von mindestens 10 m
zulässig.
(2) Kantinen, Cafeterien oder
ähnliche Einrichtungen dürfen nur zur
Versorgung von Bediensteten geöffnet
werden.
(3) Gastronomische Bereiche
von Beherbergungsbetrieben dürfen
ausschließlich den Übernachtungsgäs-
ten ein Nahrungsangebot zur Verfü-
gung stellen.
(4) Bei den Gastronomiebetrie-
ben nach den Absätzen 2 und 3 ist ein
Abstand von mindestens 1,5 m zwi-
schen den Tischen zu gewährleisten;
die Einhaltung der grundsätzlichen
Pflichten nach § 1 auch an den Tischen
ist zu überwachen. Die strengen hygie-
nischen Maßstäbe nach § 4 sind einzu-
halten.

§ 8
Schließung von Einrichtungen nach

§ 33 IfSG
(1) Gemeinschaftseinrichtungen
nach § 33 IfSG sowie Tagesgruppen
nach § 32 SGB VIII werden geschlos-
sen.Ausgenommen von Satz 1 sind be-
triebserlaubnispflichtige stationäre
Einrichtungen der Erziehungshilfe und
der Eingliederungshilfe für behinderte
Kinder und Jugendliche.
(2) Eine Notbetreuung in kleinen

Gruppen von Kindern von Erziehungs-
berechtigten, die in sogenannten kriti-
schen Infrastrukturen tätig sind, ist zu
gewährleisten. Die Einzelheiten legt
das für Bildung und Jugend zuständige
Ministerium fest.
(3) Blutspendetermine sind zu er-
möglichen. Personen mit erkennbaren
Atemwegserkrankungen sind abzuwei-
sen.

§ 9
Schließungen, Verbote und Maß-
nahmen in Krankenhäusern,

Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen sowie stationären Ein-
richtungen der Pflege und der

Eingliederungshilfe nach demThü-
ringer Wohn- und Teilhabegesetz
(1) In Krankenhäusern, Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen sowie stationären Einrichtungen
der Pflege und der Eingliederungshilfe
nach dem Thüringer Wohn- und Teil-
habegesetz sind Kantinen, Cafeterien
oder andere der Öffentlichkeit zugäng-
liche Einrichtungen sind für Patienten
und Besucher zu schließen; § 7 Abs. 2
in Verbindung mit Abs. 4 gilt entspre-
chend. Sämtliche öffentliche Veran-
staltungen, insbesondere Vorträge,
Lesungen und Informationsveranstal-
tungen, sind untersagt.
(2) Besuche in Krankenhäusern
sowie Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen sind grundsätzlich un-
tersagt. Es ist maximal ein registrierter
Besuch pro Patient oder Bewohner pro
Tag für maximal eine Stunde mit
Schutzmaßnahmen und Hygieneunter-
weisung zulässig. Besuche von Perso-
nen unter 16 Jahren, Personen mit
Atemwegsinfektionen oder Personen
nach § 11 Abs. 1 sind untersagt. Für
medizinische und ethisch-sozial ange-
zeigte Besuche, insbesondere Besuche
von Geburts-, Kinder- und Palliativ-
stationen oder Hospizen, können ab-
weichende Regelungen von der
Leitung der Einrichtung getroffen
werden, sofern ein ausreichend hoher
Infektionsschutz sichergestellt ist. Für
stationäre Einrichtungen der Pflege
und besondere Wohnformen für Men-
schen mit Behinderung nach
§ 2 ThürWTG gilt zum Schutz der Be-
wohner ein generelles Besuchsverbot.
In besonders begründeten Ausnahme-
fällen kann die Leitung der Einrich-
tung Ausnahmen zulassen. In diesem
Fall sind die erforderlichen Schutz-
und Hygienemaßnahmen sicherzustel-
len.
(3) Neuaufnahmen in Eltern-
Kind-Kurkliniken sind untersagt.
(4) Einrichtungen nach Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 haben über die
Maßnahmen nach § 4 hinaus solche zu
ergreifen, die das Eintragen der Viren
SARS-CoV-2 verhindern oder er-
schweren. Patienten und Personal sind
unverzüglich und im höchstmöglichen
Maße zu schützen. Krankenhäuser
müssen im Rahmen des COVID-19-

Konzepts des für das öffentliche Ge-
sundheitswesen zuständigen Ministe-
riums und soweit medizinisch
vertretbar, ihre personellen und sonsti-
gen Ressourcen schwerpunktmäßig für
die Behandlung von Patienten mit
COVID- 19 oder den Verdacht hierauf
einsetzen. Auf dem Gebiet der Inten-
sivpflege ist das ärztliche und pflege-
rische Personal unverzüglich
hinsichtlich der Handhabung von Be-
atmungsgeräten sowie der Behandlung
von Patienten mit COVID-19 oder den
Verdacht hierauf zu schulen.
(5) Krankenhäuser in öffentli-
cher, privater und frei-gemeinnütziger
Trägerschaft in Thüringen sind ver-
pflichtet, sich unverzüglich auf der In-
ternetseite des Intensivregisters der
Deutschen Interdisziplinären Vereini-
gung für Intensiv- und Notfallmedizin
e. V., des Robert-Koch-Instituts und
der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft e. V. (Intensivregister) zu regis-
trieren, unverzüglich ihre
intensivmedizinischen Kapazitäten
oder Beatmungsmöglichkeiten an die
für das Intensivregister zuständigen
Stellen elektronisch zu melden sowie
die weiteren erforderlichen Einträge
und die regelmäßigen Meldungen vor-
zunehmen. Rehabilitationseinrichtun-
gen und sonstige Einrichtungen mit
intensivmedizinischen Kapazitäten
oder Beatmungsmöglichkeiten sollen
entsprechend Satz 1 verfahren.

§ 10
Betretungsverbote für Werkstätten
für behinderte Menschen, Untersa-

gung von Angeboten
(1) Werkstätten für behinderte
Menschen, alle Formen von Förderbe-
reichen, Arbeitsbereiche von Tages-
stätten sowie Angebote anderer
Leistungsanbieter nach § 60 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch dürfen
von den dort beschäftigten und betreu-
ten Menschen mit Behinderungen
nicht betreten werden. Der Betreiber
hat die Einhaltung dieses Verbots si-
cherzustellen.
(2) Von diesem Betretungsverbot
nach Absatz 1 ausgenommen sind die-
jenigen Menschen mit Behinderung,
die eine Betreuung während des Tags
benötigen und deren Betreuung ander-
weitig nicht sichergestellt werden
kann.
(3) Angebote der Eingliede-
rungshilfe für diejenigen Menschen
mit Behinderung, die
1. sich in besonderen Wohnfor-
men (ehemaliges stationäres Woh-
nen) befinden,
2. bei Erziehungsberechtigten,
Eltern oder sonstigen Angehörigen
wohnen und deren Betreuung si-
chergestellt ist oder
3. allein oder in Wohngruppen
wohnen und sich selbstständig ver-
sorgen können oder eine Betreuung
erhalten, sind untersagt.

(4) In interdisziplinären, heilpä-

dagogischen und überregionalen Früh-
förderstellen sowie heilpädagogischen
Praxen finden keine Therapie, Förde-
rung und Beratung für Kinder und
deren Familien statt, die einen unmit-
telbaren persönlichen Kontakt erfor-
dern. Leistungen die durch Nutzung
digitaler Medien oder telefonisch mög-
lich sind, können weiter erbracht wer-
den. Kinder und deren Familien dürfen
Einrichtungen nach Satz 1 nicht betre-
ten. Das Personal der Einrichtungen
darf für die oben genannten Zwecke
weder das häusliche Umfeld der Fami-
lien noch Kindertageseinrichtungen
aufsuchen.

§ 11
Regelungen für Kontaktpersonen
(1) Personen, die Kontakt zu
einer mit demVirus SARS-CoV-2 infi-
zierten Person, oder zu einem Anste-
ckungsverdächtigen im Sinne von
§ 2 Nr7 IfSG hatten, dürfen die folgen-
den Einrichtungen nicht betreten bezie-
hungsweise nicht an entsprechenden
Veranstaltungen teilnehmen oder dort
Tätigkeiten ausüben:
1. Einrichtungen nach § 33 IfSG
sowie betriebserlaubnispflichtige
Einrichtungen nach § 45 SGB VIII,
ausgenommen von dem Betretungs-
verbot sind minderjährige Personen,
die einer gesetzlichen Unterbrin-
gungspflicht unterliegen, insbeson-
dere nach § 42 SGB VIII,
2. Einrichtungen nach § 23Abs.
3 Satz 1 Nr. 1 bis 10 IfSG; ausge-
nommen von dem Betretungsverbot
sind behandlungsbedürftige Perso-
nen sowie Personen, die unter adä-
quaten Schutzmaßnahmen an
COVID-19 erkrankte Personen in
diesen Einrichtungen behandelt oder
gepflegt haben,
3. stationäre Einrichtungen der
Pflege und besondere Wohnformen
der Eingliederungshilfe; ausgenom-
men von dem Betretungsverbot sind
behandlungs- und pflegebedürftige
Personen,
4. Einrichtungen nach § 33 Nr.
1 bis 3 IfSG, die für die Notbetreu-
ung weiterhin geöffnet sind,
5. Hochschulen, juristisch
selbstständige Einrichtungen in Trä-
gerschaft einer Hochschule sowie
die Einrichtungen des Studierenden-
werks Thüringen; ausgenommen
sind Bewohner der Wohnheime des
Studierendenwerks Thüringen,
6. Frauenhäuser, Frauenschutz-
wohnungen; ausgenommen sind
Bewohnerinnen der genannten Ein-
richtungen und deren Kinder,
7. Gaststätten,
8. Beherbergungsbetriebe,
9. Blutspendetermine,
10. Veranstaltungen, Versamm-
lungen, Demonstrationen, An-
sammlungen und sonstige
Zusammenkünfte nach § 3.

Fortsetzung auf Seite 5
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(2) Für die Absatz 1 genannten
Personen werden vom zuständigen Ge-
sundheitsamt besondere Schutzmaßnah-
men nach §§ 28 ff. IfSG angeordnet.
Grundlage für dieAnordnungen sind die
jeweils aktuellen Empfehlungen des Ro-
bert-Koch-Institutes zumKontaktperso-
nenmanagement.
(3) Für Personen nach Absatz 1
deren Tätigkeit zur Aufrechterhaltung
der Funktionsfähigkeit von stationä-
ren Einrichtungen des Gesundheits-
wesens, der Altenpflege oder anderen
kritischen Infrastrukturen aufgrund
von akutem Personalmangel unab-
dingbar ist, kann durch das zuständige
Gesundheitsamt im Rahmen einer Ri-
sikoabwägung zwischen der Anste-
ckungsgefahr und der notwendigen
Tätigkeitsaufnahme abgewogen wer-
den, ob eine Beschäftigung ganz oder
in modifizierter Weise möglich ist.
Das Risiko der Infektionsweitergabe
bei Aufnahme einer Tätigkeit inner-
halb von 14 Tagen nach letztmaligem
Kontakt zu einer mit SARS- CoV-2
infizierten Person ist nach derzeiti-
gem Kenntnisstand soweit vermin-
dert, dass eine Arbeitsaufnahme für
diese Berufsgruppen möglich er-
scheint, wenn die jeweils aktuellen
Empfehlungen des Robert Koch-Insti-
tuts zum Kontaktpersonenmanage-
ment bei akutem Personalmangel
eingehalten werden.

§ 12
Schwangerschaftskonfliktberatung
nach den §§ 5 bis 7 des Schwanger-

schaftskonfliktgesetzes
(1) Schwangerschaftskonfliktbe-
ratungen sollen durch Nutzung digitaler
Medien erfolgen oder telefonisch
durchgeführt werden. Beratungsstellen
sind für den Publikumsverkehr zu
schließen. Im Einzelfall kann eine per-
sönliche Beratung erfolgen, insbeson-
dere, wenn die Kommunikation nach
Satz 1 nicht möglich ist. Die für den
Ausschluss einer SARS-CoV-2-Infek-
tion erforderliche Vorsorge ist im Vor-
feld einer persönlichen Beratung
telefonisch und unmittelbar vor dem
vereinbarten Termin abzuklären und zu
dokumentieren.
(2) Für den Beratungsschein ist
eine infektionssichere Übergabe vorzu-
sehen. In begründeten Ausnahmefällen
undmit dokumentiertem Einverständnis
der Schwangeren können im Einzelfall
alternative Übergabemöglichkeiten, ins-
besondere durch Fax, Einschreiben,
Boten oder als Anhang einer E-Mail als
eingescannte Datei, vereinbart werden.

§ 13
Unterstützung durch die Polizei

Die nach der Thüringer Verordnung zur
Regelung von Zuständigkeiten und zur
Übertragung von Ermächtigungen nach
dem Infektionsschutzgesetz zuständigen
Behörden sind gehalten, die Regelungen

dieserVerordnung energisch, konsequent
und falls nötigmit Zwangsmitteln durch-
zusetzen, insbesondere nach § 43 des
Thüringer Verwaltungszustellungs- und
Vollstreckungsgesetzes in der Fassung
vom 5. Februar 2009 (GVBl. S. 24) in
der jeweils geltenden Fassung. Dabei
werden sie von der Polizei nach den all-
gemeinen Bestimmungen unterstützt.

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

(1) Die Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten richtet sich nach § 73
IfSG und dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten (OWiG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987
(BGBl. I S. 602, zuletzt geändert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Dezem-
ber 2019, BGBl. I S. 2146).
(2) Ordnungswidrigkeiten werden
gemäß § 73Abs. 2 IfSGmit einer Geld-
buße von bis zu 25.000 Euro geahndet.
(3) Ordnungswidrig im Sinne des
§ 73 Abs. 1a Nr. 24 in Verbindung mit
den §§ 32 und 28 Abs. 1 Satz 1 und
2 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 1 Satz 2 den Min-
destabstand von 1,5 m nicht einhält,
2. entgegen § 2 Abs. 1 sich mit
mehr oder anderen als den dort zuge-
lassenen Personen im öffentlichen
Raum aufhält und keine Ausnahme
nach § 2 Abs. 2 oder § 3 Abs. 2 bis 4
vorliegt,
3. entgegen § 3 Abs. 1 an Veran-
staltungen, Versammlungen, De-
monstrationen, Ansammlungen und
sonstigen Zusammenkünften teil-
nimmt und keineAusnahme nach § 2
Abs. 2 oder § 3Abs. 2 bis 4 vorliegt,
4. entgegen § 3 Abs. 1 eine Ver-
anstaltung, Versammlung, Demons-
tration, Ansammlung oder sonstige
Zusammenkunft ausrichtet und keine
Ausnahme nach § 2 Abs. 2 oder § 3
Abs. 2 bis 4 vorliegt,
5. entgegen § 3Abs. 5 als Veran-
stalter, Organisator oder zuständiger
Amtsträger der Zusammenkunft die
Einhaltung der Hygiene- und Infekti-
onsschutzvorgaben nicht sicherstellt,
6. entgegen § 4 die Hygiene- und
Infektionsschutzvorgaben nicht ein-
hält oder umsetzt, insbesondere den
Mindestabstand von 1,5 m in Betrie-
ben nicht einhält,
7. entgegen § 5 Abs. 1 eine der
genannten Einrichtungen oder eines
der genannten Angebote für den Pu-
blikumsverkehr nicht schließt,
8. entgegen § 6 Abs. 1, auch in
Verbindung mit Abs. 4, eine der Ein-
richtungen oder Stellen nach § 6Abs.
1 nicht schließt,
9. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 2
Dienst-, Handwerks-, Reisebus- oder
Beherbergungsleistungen anbietet
oder erbringt oder Einrichtungen
dafür offenhält,
10. entgegen § 6Abs. 3 Satz 2 eine
Behandlung anbietet oder erbringt,
11. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 1 er-

gänzende vollziehbare Auflagen der
zuständigen Behörden nicht befolgt
und umsetzt oder entgegen § 6Abs. 5
Satz 2 bis 5 als Geschäftsführer nicht
sicherstellt, dass die dort genannten
Maßnahmen erfolgen,
12. entgegen § 7 Abs. 1 eine gas-
tronomische Einrichtung für den Pu-
blikumsverkehr nicht schließt,
13. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 3 im
Rahmen des Außerhausverkaufs er-
worbene Speisen oder Getränke im
Umkreis von weniger als 10 m von
der gastronomischen Einrichtung ent-
fernt im öffentlichen Raum verzehrt,
14. entgegen § 7 Abs. 2 eine gas-
tronomische Einrichtung für andere
als für Bedienstete der betreffenden
Einrichtung öffnet,
15. entgegen § 7Abs. 3 für andere
Personen als Übernachtungsgäste ein
Nahrungsangebot bereitstellt,
16. entgegen § 7Abs. 4 die Einhal-
tung der Abstands- und Hygienevor-
schriften nicht gewährleistet,
17. entgegen § 8Abs. 3 Satz 2 Per-
sonen mit erkennbaren Atemwegser-
krankungen nicht abweist,
18. entgegen § 9Abs. 1 Satz 1 eine
gastronomische Einrichtung nicht
schließt,
19. entgegen § 9Abs. 1 Satz 2 eine
öffentliche Veranstaltung durchführt
oder daran teilnimmt,
20. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1
Halbsatz 2 inVerbindungmit § 7Abs.
4 die Einhaltung der Abstands- und
Hygienevorschriften nicht gewähr-
leistet,
21. entgegen § 9 Abs. 2 Satz 1, 3
oder 5 eine Einrichtung besucht,
22. entgegen § 9 Abs. 2 Satz 2, 4
und 6 Halbsatz 2 nicht sicherstellt,
dass die dort in Bezug genommenen
Vorgaben eingehalten werden,
23. entgegen § 9 Abs. 3 Neuauf-
nahmen in Eltern-Kind-Kurkliniken
vornimmt,
24. entgegen § 9Abs. 4 Satz 1 und
2 die dort genannten erforderlichen
Maßnahmen nicht ergreift,
25. entgegen § 9Abs. 5 Satz 1 sei-
ner Registrierungs- undMeldepflicht
nicht unverzüglich nachkommt,
26. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1
eine Einrichtung betritt,
27. entgegen § 10Abs. 1 Satz 2 die
Einhaltung des Betretungsverbots
nicht sicherstellt,
28. entgegen § 10Abs. 3Angebote
der Eingliederungshilfe macht
28a. entgegen § 10Abs. 4 in Frühför-
derstellen oder heilpädagogischen
Praxen unzulässige Leistungen mit
unmittelbarem persönlichen Kontakt
anbietet oder durchführt,
28b. entgegen § 10Abs. 4 an interdis-
ziplinären, heilpädagogischen und
überregionalen Frühförderstellen teil-
nimmt sowie heilpädagogische Pra-
xen besucht,
29. entgegen § 11 eine Einrichtung
betritt, an einer Veranstaltung teil-
nimmt oder dort Tätigkeiten ausübt,

30. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 2
eine Schwangerschaftskonfliktbera-
tungsstelle für den Publikumsverkehr
nicht schließt,
31. entgegen § 12Abs. 2 keine in-
fektionssichere Übergabe vorsieht.

§ 15
WeitergehendeAnordnungen der

zuständigen Behörden
Weitergehende Anordnungen der nach
der Thüringer Verordnung zur Regelung
von Zuständigkeiten und zur Übertra-
gung von Ermächtigungen nach dem
Infektionsschutzgesetz sowie der Ver-
ordnung über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst und die Aufgaben der
Gesundheitsämter in den Landkreisen
und kreisfreien Städten in der Fassung
vom 2. Oktober 1998 (GVBl. S. 329 -
337) in der jeweils geltenden Fassung
zuständigen Behörden bleiben unbe-
rührt.

§ 16
Einschränkung von Grundrechten
Die Grundrechte der Freiheit der Per-
son (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des
Grundgesetzes, Artikel 3 Abs. 1 Satz
2 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen), der Versammlungsfreiheit
(Artikel 8 des Grundgesetzes, Artikel
10 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen), der Freizügigkeit (Artikel 11
des Grundgesetzes, Artikel 5 Abs. 1
der Verfassung des Freistaats Thürin-
gen) und der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des
Grundgesetzes, Artikel 8 der Verfas-
sung des Freistaats Thüringen) werden
insoweit eingeschränkt.

§ 17
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in
dieser Verordnung gelten jeweils für alle
Geschlechter.

§ 18
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 8.
April 2020 in Kraft und mit Ablauf des
19. April 2020 außer Kraft mit Aus-
nahme von §§ 9 Abs. 5, 14 Abs. 1 bis 2
undAbs. 3 Nr. 22, 16 dieser Verordnung,
die mit Inkrafttreten einer Verordnung
des Bundesministeriums für Gesundheit
zurAufrechterhaltung und Sicherung in-
tensivmedizinischer Krankenhauskapa-
zitäten außer Kraft treten, spätestens mit
Ablauf des 31. Mai 2020.
(2) Gleichzeitig mit dem Inkraft-
treten dieser Verordnung nach Absatz 1
tritt die Thüringer SARS-CoV-2-Ein-
dämmungsmaßnahmenverordnung vom
26. März 2020 (GVBI. S. 115) außer
Kraft.

Erfurt, den 7. April 2020

Heike Werner
Die Ministerin für Arbeit Soziales,
Gesundheit Frauen und Familie
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Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbin-
dung mit den §§ 28, 29, 30 Abs. 1
Satz 2 und § 31 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli
2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 27. März 2020 (BGBl. I S.
587), in Verbindung mit § 7 der Thü-
ringer Verordnung zur Regelung von
Zuständigkeiten und zur Übertra-

gung von Ermächtigungen nach dem
Infektionsschutzgesetz vom 2. März
2016 (GVBl. S. 155) verordnet das
Ministerium für Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie:

Artikel 1
Dritte Thüringer Verordnung
über erforderliche Maßnahmen
zur Eindämmung der Ausbreitung

des Coronavirus SARS-CoV-2
(Dritte Thüringer SARS-CoV-2-
Eindämmungsmaßnahmen-

verordnung
-3. ThürSARS-CoV-2-Eind-

maßnVO-)

§ 1
Grundsätzliche Pflichten

Jede Person ist angehalten, die phy-

sisch sozialen Kontakte zu anderen
Menschen außer zu den Angehöri-
gen des eigenen Haushalts auf ein
absolut nötiges Minimum zu redu-
zieren. Zu anderen als den in Satz 1
genannten Personen ist ein Mindest-
abstand von mindestens 1,5 m ein-
zuhalten.

Fortsetzung auf Seite 7
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Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung
mit den §§ 28, 29, 30 Abs. 1 Satz 2 und
§ 31 des Infektionsschutzgesetzes (lfSG)
vom 20. Juli 2000 (BGBI. I S. 1045), zu-
letzt geändert durchArtikel 3 des Geset-
zes vom 27. März 2020 (BGBI. I S.
587), und inVerbindungmit § 7 der Thü-
ringerVerordnung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten und zur Obertragung von
Ermächtigungen nach dem Infektions-
schutzgesetz vom 2. März 2016 (GVBI.
S. 155) verordnet das Ministerium für
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie:

§ 1
Häusliche Quarantäne für Ein- und
Rückreisende; Beobachtung

(1) Personen, die auf dem Land-, See-,
oder Luftweg aus einem Staat außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland inThü-
ringen einreisen, sind verpflichtet, sich
unverzüglich nach der Einreise auf direk-
temWeg in die eigene Häuslichkeit oder
eine andere geeignete Unterkunft zu be-
geben und sich für einen Zeitraumvon 14
Tagen nach ihrer Einreise ständig dort ab-
zusondern; dies gilt auch für Personen,
die zunächst in ein anderes Land der
Bundesrepublik Deutschland eingereist
sind. Den in Satz 1 genannten Personen
ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet,
Besuch von Personen zu empfangen, die
nicht ihrem Hausstand angehören.
(2) Die vonAbsatz 1 Satz 1 erfassten Per-
sonen sind verpflichtet, unverzüglich die
für sie zuständige Behörde zu kontaktie-
ren und auf das Vorliegen der Verpflich-
tungen nach Absatz 1 hinzuweisen. Die
von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen
sind ferner verpflichtet, beim Auftreten
von Krankheitssymptomen die zustän-
dige Behörde hierüber unverzüglich zu
informieren.
(3) Für die Zeit der Absonderung unter-
liegen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten
Personen der Beobachtung durch die zu-
ständige Behörde.

§ 2
Tätigkeitsverbot

Personen in Sinne des § 1Abs. 1 Satz 1,
die ihrenWohnsitz außerhalbThüringens
haben, dürfen innerhalb des in § 1Abs. 1
Satz 1 genannten Zeitraums auf demGe-
biet Thüringens keine berufliche Tätig-

keit außerhalb der eigenen Häuslichkeit
ausüben.

§ 3
Ausnahmen von der häuslichen

Quarantäne
(1) Von § 1 Abs. 1 Satz 1 nicht erfasst
sind Personen,
1. die beruflich bedingt grenzüberschrei-
tend Personen befördern oder Waren
undGüter auf der Straße, der Schiene,
per Schiff oder per Flugzeug transpor-
tieren,

2. derenTätigkeit für dieAufrechterhal-
tung
a) der Funktionsfähigkeit des Ge-
sundheitswesens,
b) der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung,
c) der Pflege diplomatischer und
konsularischer Beziehungen,
d) der Funktionsfähigkeit des
Rechtswesens,
e) der Funktionsfähigkeit von
Volksvertretungen, Regierung und
Verwaltung des Bundes, der Länder
und der Kommunen oder
f) der Funktionsfähigkeit der Or-
gane der Europäischen Union und
internationaler Organisationen

zwingend notwendig ist; die zwingende
Notwendigkeit ist durch denDienstherrn
oder Arbeitgeber zu prüfen und zu be-
scheinigen,
3. die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit
als Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-,
Bahn- oder Busverkehrsunternehmen
oder als Besatzung von Flugzeugen,
Schiffen, Bahnen und Bussen außer-
halb des Bundesgebiets aufgehalten
haben,

4. die täglich oder für bis zu 5 Tage
zwingend notwendig und unauf-
schiebbar beruflich oder medizinisch
veranlasst in das Bundesgebiet einrei-
sen oder

5. die sich weniger als 48 Stunden im
Ausland aufgehalten haben oder die
einen sonstigen triftigen Reisegrund
haben; hierzu zählen insbesondere
sozialeAspektewie etwa ein geteiltes
Sorgerecht, der Besuch des nicht dem
gleichen Haushalt angehörenden Le-
benspartners, dringendemedizinische
Behandlungen oder Beistand oder
Pflege schutzbedürftiger Personen.

lmÜbrigen kann die zuständige Behörde

in begründeten Einzelfällen auf Antrag
weitere Befreiungen erteilen.
(2) § 1 gilt nicht für Personen, die zum
Zweck einer mindestens dreiwöchigen
Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet
einreisen (Saisonarbeitskräfte), wenn am
Ort ihrer Unterbringung und ihrer Tätig-
keit in den ersten 14 Tagen nach ihrer
Einreise gruppenbezogen betriebliche
Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen
zur Kontaktvermeidung außerhalb der
Arbeitsgruppe ergriffenwerden, die einer
Absonderung nach § 1Abs. 1 Satz 1 ver-
gleichbar sind, sowie das Verlassen der
Unterbringung nur zur Ausübung ihrer
Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber
zeigt dieArbeitsaufnahme vor ihremBe-
ginn bei der zuständigen Behörde an und
dokumentiert die ergriffenen Maßnah-
men nach Satz 1. Die zuständigeBehörde
hat die Einhaltung der Maßnahmen bei
Vorliegen derVoraussetzungen nach Satz
1 zu überprüfen.
(3) § 1 gilt nicht für Angehörige der
Streitkräfte und Polizeivollzugsbeamte,
die aus dem Einsatz und aus einsatzglei-
chen Verpflichtungen im Ausland zu-
rückkehren.
(4) § 1 gilt darüber hinaus nicht für Per-
sonen, die nur zur Durchreise nach Thü-
ringen einreisen; diese haben das Gebiet
Thüringens auf unmittelbarem Weg zu
verlassen. Die hierfür erforderliche
Durchreise durch das Gebiet Thüringens
ist hierbei gestattet.
(5) DieAbsätze 1 bis 4 gelten nur, soweit
die dort bezeichneten Personen keine
Symptome aufweisen, die auf eine Er-
krankung mit COVID-19 im Sinne der
dafür jeweils aktuellen Kriterien des Ro-
bert-Koch-Instituts hinweisen.

§ 4
Vollzug

Die Polizei unterstützt die für denVollzug
zuständigen Behörden.

§ 5
Bußgeldbestimmungen

Ordnungswidrig im Sinne des § 73Abs.
la Nr. 24 IfSG handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
1. sich entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 nicht
absondert,

2. sich entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 nicht
auf direktemWeg in die eigene Häus-

lichkeit oder eine andere geeignete
Unterkunft begibt,

3. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 2 Besuch
empfängt,

4. entgegen § 1Abs. 2 Satz 1 und Satz 2
die zuständige Behörde nicht oder
nicht rechtzeitig kontaktiert,

5. entgegen § 2 eine berufliche Tätigkeit
ausübt,

6. entgegen § 3Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Halb-
satz 2 eine unrichtige Bescheinigung
ausstellt,

7. entgegen § 3Abs. 2 Satz 2 die zustän-
dige Behörde nicht informiert oder

8. entgegen § 3Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2
Thüringen nicht auf unmittelbarem
Weg verlässt.

§ 6
Weitergeltung des

Infektionsschutzgesetzes
Die Regelungen des Infektionsschutzge-
setzes bleiben im Übrigen unberührt.

§ 7
Einschränkung von Grundrechten
Durch diese Verordnung werden die
Grundrechte der Freiheit der Person (Ar-
tikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes,
Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung
des Freistaats Thüringen), der Freizügig-
keit (Artikel 11 des Grundgesetzes,Arti-
kel 5Abs. 1 derVerfassung des Freistaats
Thüringen) und der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13Abs. 1 des Grund-
gesetzes, Artikel 8 der Verfassung des
Freistaats Thüringen) eingeschränkt.

§ 8
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in
dieser Verordnung gelten jeweils für alle
Geschlechter.

§ 9
lnkrafttreten,Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft und mitAblauf des
19.April 2020 außer Kraft.

Erfurt, den 9.April 2020

HeikeWerner
Die Ministerin für Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie
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§ 2
Aufenthalt im öffentlichen Raum
(1) DerAufenthalt im öffentlichen
Raum ist nur allein, im Kreise der An-
gehörigen des eigenen Haushalts und
zusätzlich höchstens mit einer weiteren
haushaltsfremden Person gestattet.

(2) Absatz 1 gilt nicht
1. für Aufenthalte im öffentlichen

Raum zum Zweck der Berichter-
stattung durchVertreter von Presse,
Rundfunk, Film oder anderen Me-
dien,

2. für dieAusübung beruflicher Tätig-
keiten, die im Freien erbracht wer-
den müssen, einschließlich der
jahreszeitlich bedingt erforderli-
chen Bewirtschaftung landwirt-
schaftlicher, gartenbaulicher und
forstwirtschaftlicher Flächen, sowie

3. für die Benutzung des öffentlichen
Personennahverkehrs und von
Kraftfahrzeugen.

§ 1 gilt mit der Maßgabe, dass der Min-
destabstand in diesen Fällen eingehalten
werden soll, sofern dies im Rahmen der
ordnungsgemäßen Nutzung oder Betä-
tigung möglich und zumutbar ist.

§ 3
Veranstaltungen, Versammlungen,
Demonstrationen, Ansammlungen
und sonstige Zusammenkünfte

(1) Veranstaltungen, Versammlun-
gen, Demonstrationen, Ansammlungen
und sonstige Zusammenkünfte mit mehr
als zwei Personen sind verboten mit der
Ausnahme, dass es sich umAngehörige
des eigenen Haushalts handelt und zu-
sätzlich höchstens eine haushalts-
fremde Person hinzukommt. Dies gilt
auch für Zusammenkünfte in Kirchen-
gebäuden, Moscheen und Synagogen
sowie in Kulträumen anderer Religions-
gesellschaften undWeltanschauungsge-
meinschaften.

(2) Ausgenommen vom Verbot
nachAbsatz 1 sind Veranstaltungen und
sonstige Zusammenkünfte, die für die
Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung oder der Daseins-
für- und -vorsorge bestimmt sind oder
der Versorgung der Bevölkerung, der öf-
fentlich- rechtlichen Leistungserbrin-
gung, der Gesundheitsfürsorge der
Bevölkerung, derAufrechterhaltung des
Betriebs von Wirtschaftsunternehmen
oder zur Erfüllung von Aufgaben der
Mitarbeitervertretungen dienen.

(3) Ausgenommen vom Verbot
nach Absatz 1 sind ferner Veranstaltun-
gen, Ansammlungen und sonstige Zu-
sammenkünfte der Landesregierung und
Ministerien, der Gerichte sowie der Be-
hörden von Bund und Ländern sowie
anderer Stellen und Einrichtungen, die
öffentlichrechtlicheAufgaben wahrneh-
men. Ausgenommen vom Verbot nach
Absatz 1 sind auch Sitzungen der Ge-

meinden und Landkreise sowie deren
Verbände, Sitzungen der kommunalen
Wahlausschüsse sowieAufstellungsver-
sammlungen nach demThüringer Kom-
munalrecht. Für die Bereiche nach den
Sätzen 1 und 2 gilt § 1 mit derMaßgabe,
dass der Mindestabstand eingehalten
werden soll, sofern dies im Rahmen der
ordnungsgemäßen Betätigung möglich
und zumutbar ist. Unberührt bleibt die
richterliche Unabhängigkeit nach Arti-
kel 97 des Grundgesetzes undArtikel 86
Abs. 2 der Verfassung des Freistaats
Thüringen einschließlich der verfah-
rensleitenden und sitzungspolizeilichen
Befugnisse der Richter, insbesondere
soweit Richter dieArt undWeise des In-
fektionsschutzes bei richterlichenAmts-
handlungen innerhalb und außerhalb der
Gerichte im Einzelnen ausgestalten.

(3a) Abweichend vom Verbot nach
Absatz 1 sind ab dem 3. Mai 2020 Ver-
sammlungen in geschlossenen Räumen
mit bis zu 30Versammlungsteilnehmern
in besonders gelagerten Einzelfällen auf
Antrag zulässig, sofern dies imEinzelfall
unter Berücksichtigung der aktuellen
Seuchendynamik infektionsschutzrecht-
lich vertretbar ist und die Beachtung und
Einhaltung der Hygienevorschriften
nach Absatz 5 und § 4 Satz 1 bis 3 ge-
währleistet sind. Ergänzende Auflagen
bleiben vorbehalten.
(3b) Abweichend vomVerbot nach
Absatz 1 sind ab dem 3. Mai 2020 Ver-
sammlungen unter freiem Himmel mit
bis zu 50Versammlungsteilnehmern zu-
lässig, soweit die Einhaltung der Perso-
nenobergrenze und die Beachtung und
Einhaltung der Hygienevorschriften
nach Absatz 5 und § 4 Satz 1 bis 3 ge-
währleistet sind. Ergänzende Auflagen
bleiben vorbehalten.

(3c) Die Absätze 3a und 3b gelten ab
dem 3.Mai 2020 auch für Gottesdienste
und sonstige religiöse Zusammenkünfte
im Sinne desAbsatzes 1 Satz 2 entspre-
chend.

(4) Abweichend vomVerbot nach
Absatz 1 sind Zusammenkünfte in Form
von Trauerfeiern und Eheschließungen
zulässig. Trauerfeiern müssen unter
freiem Himmel stattfinden; teilnehmen
darf nur der engste Familien- und Freun-
deskreis, ein Trauerredner oder Geistli-
cher und das erforderliche Personal des
Bestattungsunternehmens. An Ehe-
schließungen dürfen neben den Ehe-
schließenden und dem Standesbeamten
lediglich die Trauzeugen sowie die El-
tern und Kinder der Eheschließenden
teilnehmen.

(5) Soweit eine Ausnahme nach
denAbsätzen 2 bis 4 zulässig ist, hat der
Veranstalter, Organisator oder der zu-
ständige Amtsträger neben den allge-
meinen Hygienevorschriften nach
§ 4 Satz 1 bis 3 Folgendes sicherzustel-

len:
1. Ausschluss von Teilnehmern mit

Symptomen einer COVID-19-Er-
krankung,

2. Ausschluss von Teilnehmern mit
jeglichen Erkältungssymptomen,

3. Ausstattung des Veranstaltungsorts
mit ausreichenden Möglichkeiten
zur guten Belüftung,

4. aktive und geeignete Information
der Teilnehmer über allgemeine
Schutzmaßnahmen, insbesondere
Händehygiene, Abstand halten
sowie Husten- und Niesetikette,
durch den Veranstalter und Hinwir-
ken auf deren Einhaltung.

Die Sicherstellung der allgemeinen Hy-
gienevorschriften nach Satz 1 wird
durch ein Schutzkonzept konkretisiert
und dokumentiert.

§ 4
Einhaltung von

Hygienevorschriften
In allen Betrieben, Einrichtungen und
bei Angeboten im Sinne dieser Verord-
nung sind Hygienevorschriften entspre-
chend den Empfehlungen des Robert
Koch-Instituts und denVorgaben der je-
weiligen Arbeitsschutzbehörden sowie
wirksame Schutzvorschriften für Perso-
nal, Besucher und Kunden einzuhalten.
Ziele der zu veranlassenden Schutz-
maßnahmen sind die Reduzierung von
Kontakten, der Schutz des Personals
vor Infektionen sowie die möglichst
weitgehende Vermeidung von Schmier-
infektionen über Vehikel und Gegen-
stände. Dies soll durch Einhaltung der
Abstandsregelung von mindestens 1,5
m Abstand zu anderen Personen sowie
ein verstärktes Reinigungs- und Desin-
fektionsregime bewerkstelligt werden.
Die Einhaltung der Hygienevorschrif-
ten nach den Sätzen 1 bis 3 ist Voraus-
setzung für die Öffnung und den
Betrieb einer Einrichtung oder eines
Angebotes.

§ 5
Schließung von Einrichtungen und

Angeboten
(1) Für den Publikumsverkehr
sind die folgenden Einrichtungen und
Angebote unabhängig von der jeweili-
gen Trägerschaft oder den Eigentums-
verhältnissen zu schließen:
1. Bars, Cafés, einschließlich Eiscafés,

Kneipen, Clubs, Diskotheken,
Theater, Kinos, Konzerthäuser und
bis zum 26. April 2020 Museen;
§ 7Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend,

2. Fitnessstudios, Schwimm-, Freizeit-
und Erlebnisbäder, Thermen, Sau-
nen und Solarien,

3. Angebote von Volkshochschulen,
Musikschulen und sonstigen Bil-
dungseinrichtungen,

4. Vereine, sonstige Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen und -angebote
sowie Sportanlagen, Spiel- und
Bolzplätze, zoologische und botani-
sche Gärten, Tierparks und ähnliche
Einrichtungen, soweit nicht unter
freiem Himmel in Absatz 1a Satz 1

Nr. 1 geregelt, Touristeninformatio-
nen,

5. Spielhallen und Spielbanken,
6. Tanzlustbarkeiten,
7. Ausstellungen bis zum 26. April

2020,Messen, Spezialmärkte,Wett-
annahmestellen und ähnliche Un-
ternehmen im Sinne der
Gewerbeordnung in der Fassung
vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S.
202) in der jeweils geltenden Fas-
sung,

8. Vergnügungsstätten im Sinne der
Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung vom 21. November 2017
(BGBl. I S. 3786) in der jeweils gel-
tenden Fassung,

9. Prostitutionsstätten, -fahrzeuge und
-veranstaltungen im Sinne des Pros-
tituiertenschutzgesetzes vom 21.
Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372) in
der jeweils geltenden Fassung,

10. Einrichtungen,Angebote undMaß-
nahmen für Familien nach § 16 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch
(SGBVIII), insbesondere Familien-
zentren, Familienferienstätten, Fa-
milienbildungsangebote freier
Träger sowie Verbände und Grup-
penangebote in Geburtshäusern,

11. Mehrgenerationenhäuser,
12. offene Senioreneinrichtungen der

Seniorenarbeit, insbesondere Senio-
renclubs und Seniorenbüros,

13. Jugendbildungs-, Jugenderholungs-
und Jugendfreizeitstätten ein-
schließlich Jugendclubs sowie Ju-
gendherbergen im Sinne des
§ 11 SGB VIII,

14. Tagespflegeeinrichtungen nach
dem Elften Buch Sozialgesetzbuch;
ausgenommen sind Tagespflegeein-
richtungen, die konzeptionell eng
mit einer stationären Einrichtung
nach § 2 des Thüringer Wohn- und
Teilhabegesetzes (ThürWTG) vom
10. Juni 2014 (GVBl. S. 161) in der
jeweils geltenden Fassung oder
nicht selbstorganisierten ambulant
betreuten Wohnformen nach
§ 3 Abs. 2 ThürWTG verbunden
sind und somit ausschließlich deren
Bewohner betreuen,

15. Beratungsstellen bis zum 26. April
2020,

16. Frauenzentren.

(1a) Abweichend von Absatz 1 dürfen
ab dem 27. April 2020 die folgenden
Einrichtungen für den Publikumsver-
kehr unter Beachtung und Einhaltung
der Hygienevorschriften nach § 3Abs. 5
und § 4 Satz 1 bis 3 öffnen:
1. zoologische und botanische Gärten,

Tierparks und ähnliche Einrichtun-
gen unter freiem Himmel,

2. Museen, Galerien und Ausstellun-
gen,

3. Volkshochschulen, soweit sie nach
§ 13 des Thüringer Erwachsenen-
bildungsgesetzes vom 18. Novem-
ber 2010 (GVBl. S. 328)
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in der jeweils geltenden Fassung auf den
Erwerb der allgemeinen Hochschulreife
als externen Schulabschluss und ab dem
4. Mai 2020, soweit sie gemäß § 13 des
Thüringer Erwachsenenbildungsgeset-
zes in der jeweils geltenden Fassung auf
den Erwerb der weiteren externen Schul-
abschlüsse vorbereiten; insoweit gilt
§ 8Abs. 1 Satz 3 und 4 entsprechend,
4. Beratungsstellen.
§ 6Abs. 5 gilt entsprechend. Eine Steue-
rung und Begrenzung des Zugangs ist
insbesondere in kleinen und beengten
Gebäuden erforderlich. Die Einrichtun-
gen nach Satz 1 erstellen ein Schutzkon-
zept für die Beachtung und Einhaltung
der Hygienevorschriften.

(2) Bei Beratungsstellen und ande-
ren sozialen Einrichtungen mit Bera-
tungsangebot soll die Möglichkeit für
kurzfristige Beratungen durch Nutzung
digitaler Medien sowie Telefonie gesi-
chert werden.

(3) Für den Sportbetrieb von Ka-
derathleten können Ausnahmen durch
die zuständige Behörde zugelassen wer-
den, sofern dies im Einzelfall unerläss-
lich ist.

(4) Bibliotheken dürfen unter Be-
achtung und Einhaltung der Hygiene-
vorschriften nach § 3Abs. 5 und § 4 Satz
1 bis 3 geöffnet werden.

§ 6
Schließung von Einzelhandelsge-
schäften; Beschränkungen von

Dienstleistungen, Handwerks- und
Beherbergungsbetrieben

(1) Geschäfte des Einzelhandels
einschließlich Fabrikläden und Herstel-
ler-Direktverkaufsstellen sind für den
Publikumsverkehr geschlossen zu hal-
ten. Abweichend von Satz 1 dürfen ab
dem 24. April 2020 Geschäfte des Ein-
zelhandels einschließlich Fabrikläden
und Hersteller-Direktverkaufsstellen
bis zu einer Verkaufsfläche von 800 m²
sowie alle Geschäfte, die ihre Verkaufs-
flächen auf höchstens 800 m² begren-
zen, geöffnet werden.Abweichend von
den Sätzen 1 und 2 dürfen unabhängig
von der Größe der Verkaufsfläche nach
Satz 2 öffnen oder geöffnet bleiben:
1. der Lebensmittelhandel ein-
schließlich Bäckereien und Fleische-
reien, Getränke-, Wochen- und
Supermärkte sowie Hofläden,
2. Banken und Sparkassen,
3. Drogerien,
4. Sanitätshäuser,
5. Optiker,
6. Hörgeräteakustiker,
7. Filialen der Deutschen Post
AG und Paketstellen von Logistikun-
ternehmen,
8. Abhol- und Lieferdienste,
9. Wäschereien und Reinigun-
gen,
10. Tankstellen, Kfz-Handel ein-

schließlich Kfz-Teileverkaufsstellen
und Fahrradgeschäfte,
11. Zeitungs- und Tabakwarenge-
schäfte,
11a. Buchhandelsgeschäfte bis zum
Ablauf des 23. April 2020 mit der
Einschränkung auf kontaktlose Wei-
tergabe elektronisch oder telefonisch
bestellter Ware außerhalb der Ge-
schäftsräume, ab dem 24.April 2020
ohne Einschränkung,
12. Tierbedarf, Bau- und Garten-
märkte, Gärtnereien und Floristikge-
schäfte,
13. der Fernabsatzhandel,
14. der Großhandel,

(2) Dienstleistungen, Handwerks-
und Beherbergungsbetriebe sind grund-
sätzlich zulässig. Dies gilt nicht für fol-
gende Dienstleistungen oder Betriebe:
1. Übernachtungsangebote von Be-

herbergungen für touristische
Zwecke sowie Reisebusveranstal-
tungen,

2. Fahrschulen, Flugschulen und ähn-
liche Betriebe,

3. Friseurbetriebe und Barbierge-
schäfte,

4. Dienstleistungen im Bereich der
Körperpflege, insbesondere Tat-
too-, Piercing-, Kosmetik-, Nagel-
studios und ähnliche Betriebe,

5. Massage- undWellnessstudios und
ähnliche Angebote,

6. Swinger-Clubs und ähnlicheAnge-
bote.

Abweichend von Satz 2 Nr. 3 ist die Öff-
nung und der Betrieb von Friseurbetrie-
ben und Barbiergeschäften ab dem 4.
Mai 2020 zulässig. Sie müssen bei der
Wiedereröffnung die Beachtung und
Einhaltung der Hygienevorschriften und
Schutzerfordernisse nach § 3Abs. 5 und
§ 4 Satz 1 bis 3 sicherstellen.

(3) Der Betrieb von Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens ist grund-
sätzlich zulässig. Dies gilt insbesondere
für Polikliniken,Arzt-, Zahnarzt-, Tier-
arztpraxen, Psychotherapien und Apo-
theken. In sonstigen ambulanten
Betrieben des Gesundheitswesens, ins-
besondere Physio- und Ergotherapien,
medizinischer Fußpflege und Ähnli-
chen, dürfen Behandlungen nur ange-
boten werden, sofern
1. die medizinische Notwendigkeit

der Behandlung durch ärztliches
oder zahnärztliches Attest oder
Verordnung nachgewiesen wird
und

2. keine anderweitigen Bestimmun-
gen erfolgt sind.

Satz 3 gilt nicht für Geburtsvorberei-
tungskurse, sofern die Beachtung und
Einhaltung der Hygienevorschriften
und Schutzerfordernisse nach § 3 Abs.
5 und § 4 Satz 1 bis 3 sichergestellt
werden und nicht mehr als sechs Per-
sonen an einem Kurs teilnehmen.

(4) Geschäfte, Betriebe und sons-
tige Stellen im Sinne des Absatzes 1

mit gemischtem Sortiment dürfen für
den Publikumsverkehr geöffnet wer-
den, wenn
1. die angebotenen Waren- oder

Dienstleistungen dem regelmäßi-
gen Sortiment entsprechen,

2. die Waren- oder Dienstleistungen
nach Absatz 1 Satz 3 den Schwer-
punkt des Sortiments bilden und

3. der Betrieb insgesamt zulässig ist.
Geschäfte, Betriebe und sonstige Stel-
len mit gemischtem Sortiment sind sol-
che, die neben den in Absatz 1 Satz 3
genannten Verkaufsstellen und Betrie-
ben auchWaren- oder Dienstleistungen
aus nicht erlaubten Geschäftsbereichen
enthalten. Die Erbringung von Dienst-
leistungen nach Absatz 2 Satz 2 ist un-
tersagt, soweit sie nicht nach Absatz 2
Satz 3 zulässig sind.

(5) Die zuständigen Behörden
sind berechtigt, die Einhaltung der
Schutzmaßnahmen nach § 4 Satz 1 bis
3 zu überprüfen und gegebenenfalls
weitere Auflagen zu erteilen. Wer ein
Geschäft oder sonst einen Betrieb im
Sinne des Absatzes 1 Satz 2 oder 3
führt, hat sicherzustellen, dass die Kun-
den über gut sichtbare Aushänge und
regelmäßige Durchsagen über die Ver-
pflichtung zur Abstandsregelung und
der Einhaltung der Schutzmaßnahmen
nach § 4 Satz 1 bis 3 informiert werden.
Ansammlungen, insbesondere Grup-
penbildungen undWarteschlangen von
Kunden, sind zu unterbinden. Im War-
tebereich vor und in der Einrichtung
sind gut sichtbare Abstandsmarkierun-
gen anzubringen, deren Beachtung
durch die Kunden von der jeweiligen
Geschäftsführung ständig zu überprü-
fen ist. Bei Zuwiderhandlungen durch
Kunden sind unverzüglich Hausverbote
auszusprechen.

(6) Die zuständige Behörde kann
auf Antrag Ausnahmegenehmigungen
für andere für die Versorgung der Be-
völkerung zwingend notwendige Ge-
schäfte oder Betriebe erteilen, sofern
dies im Einzelfall aus infektionsschutz-
rechtlicher Sicht vertretbar ist.

§ 7
Schließung von

Gastronomiebetrieben
(1) Für den Publikumsverkehr
sind Gaststätten im Sinne des Thürin-
ger Gaststättengesetzes vom 9. Oktober
2008 (GVBl. S. 367) in der jeweils gel-
tenden Fassung zu schließen. Zulässig
ist ein Außerhausverkauf unter Beach-
tung und Einhaltung der Hygienevor-
schriften nach § 4 Satz 1 bis 3. Ein
Verzehr vor Ort ist untersagt; der Ver-
zehr ist erst in einer Entfernung von
mindestens 10 m zulässig.
(2) Kantinen, Cafeterien oder
ähnliche Einrichtungen dürfen nur zur
Versorgung von Bediensteten geöffnet
werden. Gleiches gilt bei Versorgungs-
einrichtungen des Studierendenwerks
auch für Studierende, deren Versorgung

in Vorbereitung oder in zeitlichem Zu-
sammenhang mit der Abnahme einer
Hochschulabschlussprüfung erforder-
lich ist.
(3) Gastronomische Bereiche von
Beherbergungsbetrieben dürfen aus-
schließlich den Übernachtungsgästen
ein Nahrungsangebot zur Verfügung
stellen.
(4) Bei den Gastronomiebetrie-
ben nach den Absätzen 2 und 3 ist ein
Abstand von mindestens 1,5 m zwi-
schen den Tischen zu gewährleisten;
die Einhaltung der grundsätzlichen
Pflichten nach § 1 auch an den Tischen
ist zu überwachen.

§ 8
Schließung von Einrichtungen

nach § 33 IfSG
(1) Gemeinschaftseinrichtungen
nach § 33 IfSG werden geschlossen mit
Ausnahme betriebs- erlaubnispflichti-
ger stationärer Einrichtungen der Erzie-
hungshilfe und der Eingliederungshilfe
für behinderte Kinder und Jugendliche.
Tagesgruppen nach § 32 SGBVIII dür-
fen nur geöffnet werden, wenn die Zahl
der zu Betreuenden zehn nicht über-
steigt. Abweichend von Satz 1 können
Schulen einschließlich der zugehörigen
Internate und Wohnheime ab dem
27. April 2020 geöffnet werden
1. für Schüler, die im Schuljahr

2019/2020 Abschlussklassen be-
suchen, die auf den Erwerb der
allgemeinen Hochschulreife vor-
bereiten,

2. für Schüler, die Abschlussklassen
der Höheren Berufsfachschule in
der FachrichtungAltenpflege besu-
chen, sowie

3. für Schüler, die die schriftlichen
Abschlussprüfungen für den Aus-
bildungsberuf Steuerfachangestell-
ter/Steuerfachangestellte ablegen.

Die mit der Aufnahme des Schulbe-
triebs nach Satz 3 verbundenen Aufla-
gen für die Schulträger, Lehrer und
Schüler bleiben den zuständigen Be-
hörden sowie den für Kommunales und
für Schulwesen zuständigen Ministe-
rien oder den ihnen nachgeordneten
Behörden vorbehalten.

(1a) Abweichend von Absatz 1
Satz 1 können Schulen einschließlich
der zugehörigen Internate und Wohn-
heime ab dem 4. Mai 2020 geöffnet
werden für Schüler, die im Schuljahr
2019/2020
1. Abschlussklassen besuchen, die

den Erwerb des Hauptschulab-
schlusses, des Qualifizierenden
Hauptschulabschlusses oder des
Realschulabschlusses ermögli-
chen,

2. an der besonderen Leistungsfest-
stellung teilnehmen sowie

3. Abschlussklassen besuchen, die
die Fachhochschulreife ermögli-
chen oder
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in denen eineAbschluss-, Facharbeiter-
oder Gesellenprüfung nach der Hand-
werksordnung, dem Berufsbildungsge-
setz oder Bundes- oder Landesrecht in
einer Schulform nach § 8 des Thüringer
Schulgesetzes durchgeführt wird.
Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.

(2) Eine Notbetreuung in kleinen
Gruppen von Kindern von Erziehungs-
berechtigten, die in sogenannten kriti-
schen Infrastrukturen tätig sind, ist zu
gewährleisten. Die Einzelheiten legt
das für Bildung und Jugend zuständige
Ministerium fest.

(3) Blutspendetermine sind zu er-
möglichen. Personen mit erkennbaren
Atemwegserkrankungen sind abzuwei-
sen.

§ 9
Schließungen, Verbote und Maß-
nahmen in Krankenhäusern,

Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen sowie stationären Ein-
richtungen der Pflege und der

Eingliederungshilfe nach dem Thü-
ringerWohn- und Teilhabegesetz
(1) In Krankenhäusern, Vor-
sorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen sowie stationären Einrichtungen
der Pflege und der Eingliederungshilfe
nach dem Thüringer Wohn- und Teil-
habegesetz sind Kantinen, Cafeterien
oder andere der Öffentlichkeit zugäng-
liche Einrichtungen für Patienten und
Besucher zu schließen; § 7 Abs. 2 in
Verbindung mit Abs. 4 gilt entspre-
chend. Sämtliche öffentliche Veran-
staltungen, insbesondere Vorträge,
Lesungen und Informationsveranstal-
tungen, sind untersagt.

(2) Besuche in Krankenhäusern
sowie Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen sind grundsätzlich un-
tersagt. Es ist maximal ein registrierter
Besuch pro Patient oder Bewohner pro
Tag für maximal eine Stunde mit
Schutzmaßnahmen und Hygieneunter-
weisung zulässig. Besuche von Perso-
nen unter 16 Jahren, Personen mit
Atemwegsinfektionen oder Personen
nach § 11 Abs. 1 sind untersagt. Für
medizinische und ethisch-sozial ange-
zeigte Besuche, insbesondere Besuche
von Geburts-, Kinder- und Palliativ-
stationen oder Hospizen, können ab-
weichende Regelungen von der
Leitung der Einrichtung getroffen
werden, sofern ein ausreichend hoher
Infektionsschutz sichergestellt ist. Für
stationäre Einrichtungen der Pflege
und besondere Wohnformen für Men-
schen mit Behinderung nach
§ 2 ThürWTG gilt zum Schutz der Be-
wohner ein generelles Besuchsverbot.
In besonders begründeten Ausnahme-
fällen kann die Leitung der Einrich-
tung Ausnahmen zulassen. In diesem
Fall sind die erforderlichen Schutz-

und Hygienemaßnahmen sicherzustel-
len.

(3) Neuaufnahmen in Eltern-
Kind-Kurkliniken sind untersagt.

(4) Einrichtungen nach Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 haben über die
Maßnahmen nach § 4 Satz 1 bis 3 hi-
naus solche zu ergreifen, die das Ein-
tragen der Viren SARS-CoV-2
verhindern oder erschweren. Patienten
und Personal sind unverzüglich und im
höchstmöglichen Maße zu schützen.
Krankenhäuser müssen im Rahmen des
COVID-19-Konzepts des für das öf-
fentliche Gesundheitswesen zuständi-
gen Ministeriums und soweit
medizinisch vertretbar, ihre personellen
und sonstigen Ressourcen schwer-
punktmäßig für die Behandlung von
Patienten mit COVID-19 oder den Ver-
dacht hierauf einsetzen. Auf dem Ge-
biet der Intensivpflege ist das ärztliche
und pflegerische Personal unverzüglich
hinsichtlich der Handhabung von Beat-
mungsgeräten sowie der Behandlung
von Patienten mit COVID-19 oder den
Verdacht hierauf zu schulen.

(5) Krankenhäuser in öffentli-
cher, privater und freigemeinnütziger
Trägerschaft in Thüringen sind ver-
pflichtet, sich unverzüglich auf der
Internetseite des Intensivregisters der
Deutschen Interdisziplinären Vereini-
gung für Intensiv- und Notfallmedi-
zin e.V., des Robert Koch-Instituts
und der Deutschen Krankenhausge-
sellschaft e. V. (Intensivregister) zu
registrieren, unverzüglich ihre inten-
sivmedizinischen Kapazitäten oder
Beatmungsmöglichkeiten an die für
das Intensivregister zuständigen Stel-
len elektronisch zu melden sowie die
weiteren erforderlichen Einträge und
die regelmäßigen Meldungen vorzu-
nehmen. Rehabilitationseinrichtun-
gen und sonstige Einrichtungen mit
intensivmedizinischen Kapazitäten
oder Beatmungsmöglichkeiten sollen
entsprechend Satz 1 verfahren.

§ 10
Betretungsverbote fürWerkstätten

für behinderte Menschen,
Untersagung von Angeboten

(1) Werkstätten für behinderte
Menschen, alle Formen von Förderbe-
reichen,Arbeitsbereiche von Tagesstät-
ten sowie Angebote anderer
Leistungsanbieter nach § 60 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch dürfen
von den dort beschäftigten und betreu-
ten Menschen mit Behinderungen nicht
betreten werden. Der Betreiber hat die
Einhaltung dieses Verbots sicherzustel-
len.

(2) Von diesem Betretungsverbot
nachAbsatz 1 ausgenommen sind die-
jenigen Menschen mit Behinderungen,
die eine Betreuung während des Tages
benötigen und deren Betreuung ander-

weitig nicht sichergestellt werden
kann.

(3) Angebote der Eingliederungs-
hilfe für diejenigen Menschen mit Be-
hinderung, die
1. sich in besonderen Wohnformen

(ehemaliges stationäres Wohnen)
befinden,

2. bei Erziehungsberechtigten, Eltern
oder sonstigen Angehörigen woh-
nen und deren Betreuung sicherge-
stellt ist oder

3. allein oder in Wohngruppen woh-
nen und sich selbstständig versor-
gen können oder eine Betreuung
erhalten,

sind untersagt. Abweichend von Satz 1
bleiben Versorgungsangebote weiter
zulässig, soweit eine dringende medi-
zinische, psychologische oder ethisch-
soziale Notwendigkeit für diese
vorliegt.

(4) In interdisziplinären, heilpä-
dagogischen und überregionalen
Frühförderstellen sowie heil- pädago-
gischen Praxen finden keine Therapie,
Förderung und Beratung für Kinder
und deren Familien statt, die einen
unmittelbaren persönlichen Kontakt
erfordern. Leistungen, die durch Nut-
zung digitaler Medien oder telefo-
nisch möglich sind, können weiter
erbracht werden. Kinder und deren
Familien dürfen Einrichtungen nach
Satz 1 nicht betreten. Das Personal
der Einrichtungen darf für die oben
genannten Zwecke weder das häusli-
che Umfeld der Familien noch Kin-
dertageseinrichtungen aufsuchen.

§ 11
Regelungen für Kontaktpersonen
(1) Personen, die Kontakt zu
einer mit demVirus SARS-CoV-2 infi-
zierten Person oder zu einem Anste-
ckungsverdächtigen im Sinne des § 2
Nr. 7 IfSG hatten, dürfen die folgenden
Einrichtungen nicht betreten bezie-
hungsweise nicht an entsprechenden
Veranstaltungen teilnehmen oder dort
Tätigkeiten ausüben:
1. Einrichtungen nach § 33 IfSG

sowie betriebserlaubnispflichtige
Einrichtungen nach § 45 SGB
VIII, ausgenommen von dem Be-
tretungsverbot sind minderjährige
Personen, die einer gesetzlichen
Unterbringungspflicht unterliegen,
insbesondere nach § 42 SGB VIII,

2. Einrichtungen nach § 23 Abs.
3 Satz 1 Nr. 1 bis 10 IfSG; ausge-
nommen von dem Betretungsver-
bot sind behandlungsbedürftige
Personen sowie Personen, die
unter adäquaten Schutzmaßnah-
men an COVID-19 erkrankte Per-
sonen in diesen Einrichtungen
behandelt oder gepflegt haben,

3. stationäre Einrichtungen der Pflege
und besondere Wohnformen der
Eingliederungshilfe; ausgenom-
men von dem Betretungsverbot

sind behandlungs- und pflegebe-
dürftige Personen,

4. Einrichtungen nach § 33 Nr. 1 bis
3 IfSG, die für die Notbetreuung
weiterhin geöffnet sind,

5. Hochschulen, juristisch selbststän-
dige Einrichtungen in Trägerschaft
einer Hochschule sowie die Ein-
richtungen des Studierendenwerks
Thüringen; ausgenommen sind Be-
wohner der Wohnheime des Stu-
dierendenwerks Thüringen,

6. Frauenhäuser, Frauenschutzwoh-
nungen; ausgenommen sind Be-
wohnerinnen der genannten
Einrichtungen und deren Kinder,

7. Gaststätten,
8. Beherbergungsbetriebe,
9. Blutspendetermine,
10. Veranstaltungen, Versammlungen,

Demonstrationen, Ansammlungen
und sonstige Zusammenkünfte
nach § 3.

(2) Für die inAbsatz 1 genannten
Personen werden vom zuständigen Ge-
sundheitsamt besondere Schutzmaß-
nahmen nach den §§ 28 ff. IfSG
angeordnet. Grundlage für die Anord-
nungen sind die jeweils aktuellen Emp-
fehlungen des Robert Koch-Institutes
zum Kontaktpersonenmanagement.
(3) Für Personen nach Absatz 1,
deren Tätigkeit zur Aufrechterhaltung
der Funktionsfähigkeit von stationären
Einrichtungen des Gesundheitswesens,
derAltenpflege oder anderen kritischen
Infrastrukturen aufgrund von akutem
Personalmangel unabdingbar ist, kann
durch das zuständige Gesundheitsamt
im Rahmen einer Risikoabwägung
zwischen der Ansteckungsgefahr und
der notwendigen Tätigkeitsaufnahme
abgewogen werden, ob eine Beschäfti-
gung ganz oder in modifizierter Weise
möglich ist. Das Risiko der Infektions-
weitergabe bei Aufnahme einer Tätig-
keit innerhalb von 14 Tagen nach
letztmaligem Kontakt zu einer mit
SARS-CoV-2 infizierten Person ist
nach derzeitigem Kenntnisstand soweit
vermindert, dass eineArbeitsaufnahme
für diese Berufsgruppen möglich er-
scheint, wenn die jeweils aktuellen
Empfehlungen des Robert Koch-Insti-
tuts zum Kontaktpersonenmanagement
bei akutem Personalmangel eingehal-
ten werden.

§ 12
Schwangerschaftskonfliktberatung

nach den §§ 5 bis 7 des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes
(1) Schwangerschaftskonfliktbe-
ratungen sollen durch Nutzung digita-
ler Medien erfolgen oder telefonisch
durchgeführt werden. Beratungsstellen
sind für den Publikumsverkehr zu
schließen. Im Einzelfall kann eine per-
sönliche Beratung erfolgen, insbeson-
dere wenn die Kommunikation nach
Satz 1 nicht möglich ist.
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Die für den Ausschluss einer SARS-
CoV-2-Infektion erforderliche Vorsorge
ist im Vorfeld einer persönlichen Bera-
tung telefonisch und unmittelbar vor
dem vereinbarten Termin abzuklären
und zu dokumentieren.

(2) Für den Beratungsschein ist
eine infektionssichere Übergabe vorzu-
sehen. In begründeten Ausnahmefällen
und mit dokumentiertem Einverständ-
nis der Schwangeren können im Einzel-
fall alternative Übergabemöglichkeiten,
insbesondere durch Fax, Einschreiben,
Boten oder alsAnhang einer E-Mail als
eingescannte Datei, vereinbart werden.

(3) Ab 27.April 2020 gilt § 5Abs.
1a Satz 1 Nr. 4 und Abs. 2 entspre-
chend.

§ 13
Unterstützung durch die Polizei

Die nach der Thüringer Verordnung zur
Regelung von Zuständigkeiten und zur
Übertragung von Ermächtigungen nach
dem Infektionsschutzgesetz zuständi-
gen Behörden sind gehalten, die Rege-
lungen dieser Verordnung energisch,
konsequent und falls nötig mit Zwangs-
mitteln durchzusetzen, insbesondere
nach § 43 des Thüringer Verwaltungs-
zustellungs- und Vollstreckungsgeset-
zes in der Fassung vom 5. Februar 2009
(GVBl. S. 24) in der jeweils geltenden
Fassung. Dabei werden sie von der Po-
lizei nach den allgemeinen Bestimmun-
gen unterstützt.

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

(1) Die Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten richtet sich nach
§ 73 IfSG und dem Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung vom
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) in
der jeweils geltenden Fassung.

(2) Ordnungswidrigkeiten werden
nach § 73 Abs. 2 IfSG mit einer Geld-
buße von bis zu 25 000 Euro geahndet.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des
§ 73 Abs. 1a Nr. 24 in Verbindung mit
den §§ 32 und 28 Abs. 1 Satz 1 und 2
IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig
1. entgegen § 1 Satz 2 den Min-
destabstand von 1,5 m nicht einhält,
2. entgegen § 2 Abs. 1 sich mit
mehr oder anderen als den dort zuge-
lassenen Personen im öffentlichen
Raum aufhält und keine Ausnahme
nach § 2 Abs. 2 oder § 3 Abs. 2 bis 4
vorliegt,
3. entgegen § 3Abs. 1 an Veran-
staltungen, Versammlungen, De-
monstrationen, Ansammlungen und
sonstigen Zusammenkünften teil-
nimmt und keineAusnahme nach § 2
Abs. 2 oder § 3 Abs. 2 bis 4 vorliegt,
4. entgegen § 3 Abs. 1 eine Ver-

anstaltung, Versammlung, Demons-
tration, Ansammlung oder sonstige
Zusammenkunft ausrichtet und keine
Ausnahme nach § 2 Abs. 2 oder
§ 3 Abs. 2 bis 4 vorliegt,
4a. entgegen § 3 Abs. 3a bis 3c
eine Versammlung oder Zusammen-
kunft im Sinne des § 3 Abs. 3c als
Veranstalter oder Organisator aus-
richtet oder durchführt,
4b. entgegen § 3Abs. 4 Satz 2 und
3 als nicht zugelassene oder nicht be-
rechtigte Person an einer Trauerfeier
oder Eheschließung teilnimmt,
5. entgegen § 3Abs. 5 als Veran-
stalter, Organisator oder zuständiger
Amtsträger der Zusammenkunft die
Einhaltung der Hygiene- und Infekti-
onsschutzvorgaben nicht sicherstellt,
6. entgegen § 4 Satz 1 bis 3 die
Hygiene- und Infektionsschutzvorga-
ben nicht einhält oder umsetzt, insbe-
sondere den Mindestabstand von
1,5 m in Betrieben nicht einhält,
7. entgegen § 5 Abs. 1 eine der
genannten Einrichtungen oder eines
der genannten Angebote für den Pu-
blikumsverkehr nicht schließt,
7a. entgegen § 5 Abs. 1a eine der
dort genannten Verpflichtungen oder
Voraussetzungen nicht erfüllt,
8. entgegen § 6 Abs. 1, auch in
Verbindung mit Abs. 4, eine der Ein-
richtungen oder Stellen nicht schließt
oder einen Betrieb mit einer nach
§ 6 Abs. 1 Satz 2 unzulässigen Ver-
kaufsfläche öffnet und betreibt,
9. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 2
Dienst-, Handwerks-, Reisebus- oder
Beherbergungsleistungen anbietet
oder erbringt oder Einrichtungen
dafür offenhält,
9a. entgegen § 6Abs. 2 Satz 3 und
4 die Beachtung und Einhaltung von
Hygieneregeln und Schutzerforder-
nissen nicht sicherstellt,
10. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 2
eine Behandlung anbietet oder er-
bringt,
11. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 1 er-
gänzende vollziehbare Auflagen der
zuständigen Behörden nicht befolgt
und umsetzt oder entgegen § 6 Abs.
5 Satz 2 bis 5 als Geschäftsführer
nicht sicherstellt, dass die dort ge-
nannten Maßnahmen erfolgen,
11a. entgegen § 6Abs. 5 Satz 2 bis
5 erforderlicheMaßnahmen im Sinne
der Vorschrift nicht trifft, bzw. deren
Einhaltung und Umsetzung nicht si-
cherstellt,
12. entgegen § 7 Abs. 1 eine gas-
tronomische Einrichtung für den Pu-
blikumsverkehr nicht schließt oder
diese betreibt,
13. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 3 im
Rahmen des Außerhausverkaufs er-
worbene Speisen oder Getränke im
Umkreis von weniger als 10 m von
der gastronomischen Einrichtung ent-
fernt im öffentlichen Raum verzehrt,
14. entgegen § 7 Abs. 2 eine gas-
tronomische Einrichtung für andere
als für die dort genannte Personen der

betreffenden Einrichtung öffnet oder
betreibt,
15. entgegen § 7Abs. 3 für andere
Personen als Übernachtungsgäste ein
Nahrungsangebot bereitstellt,
16. entgegen § 7 Abs. 4 die Ein-
haltung der Abstands-, Überwa-
chungs- und Hygienevorschriften
nicht gewährleistet,
16a. entgegen § 8 Abs. 1 Gemein-
schaftseinrichtungen im Sinne des
§ 33 IfSG nicht schließt,
17. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 2
Personen mit erkennbaren Atem-
wegserkrankungen nicht abweist,
18. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1
eine genannte, gastronomische Ein-
richtung nicht schließt oder betreibt,
19. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 2
eine öffentliche Veranstaltung durch-
führt oder daran teilnimmt,
20. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1
Halbsatz 2 in Verbindung mit
§ 7 Abs. 4 die Einhaltung der Ab-
stands-, Überwachungs- und Hygie-
nevorschriften nicht gewährleistet,
21. entgegen § 9 Abs. 2 Satz 1, 3
oder 5 eine Einrichtung besucht,
22. entgegen § 9 Abs. 2 Satz 2, 4
oder 7 nicht sicherstellt, dass die dort
in Bezug genommenenVorgaben ein-
gehalten werden,
22a. entgegen § 9Abs. 2 Satz 5 das
generelle Besuchsverbot nicht beach-
tet und keine Ausnahme vorliegt,
23. entgegen § 9 Abs. 3 Neuauf-
nahmen in Eltern-Kind-Kurkliniken
vornimmt,
24. entgegen § 9Abs. 4 Satz 1 und
2 die dort genannten erforderlichen
Maßnahmen nicht ergreift,
25. entgegen § 9Abs. 5 Satz 1 sei-
ner Registrierungs- undMeldepflicht
nicht unverzüglich nachkommt,
26. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1
eine Einrichtung betritt,
27. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 2
die Einhaltung des Betretungsverbots
nicht sicherstellt,
28. entgegen § 10Abs. 3 unzuläs-
sige Angebote der Eingliederungs-
hilfe macht,
28a. entgegen § 10 Abs. 4 in Früh-
förderstellen oder heilpädagogischen
Praxen unzulässige Leistungen mit
unmittelbarem persönlichen Kontakt
anbietet oder durchführt,
28b. entgegen § 10Abs. 4 an inter-
disziplinären, heilpädagogischen und
überregionalen Frühförderstellen teil-
nimmt sowie heilpädagogische Pra-
xen besucht,
29. entgegen § 11Abs. 1 eine Ein-
richtung betritt, an einer Veranstal-
tung teilnimmt oder dort Tätigkeiten
ausübt,
29a. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 1
angeordnete, besondere Schutzmaß-
nahmen nicht einhält, oder nicht be-
achtet,
30. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 2
eine Schwangerschaftskonfliktbera-
tungsstelle für den Publikumsverkehr
nicht schließt,

31. entgegen § 12Abs. 2 keine in-
fektionssichere Übergabe vorsieht.

§ 15
Weitergehende Anordnungen
der zuständigen Behörden,

Geltungsbereich
(1) Weitergehende Anordnun-
gen der nach der Thüringer Verord-
nung zur Regelung von
Zuständigkeiten und zur Übertra-
gung von Ermächtigungen nach dem
Infektionsschutzgesetz sowie der
Verordnung über den öffentlichen
Gesundheitsdienst und die Aufgaben
der Gesundheitsämter in den Land-
kreisen und kreisfreien Städten in
der Fassung vom 2. Oktober 1998
(GVBl. S. 329 -337) in der jeweils
geltenden Fassung zuständigen Be-
hörden bleiben unberührt.

(2) Von den Bestimmungen die-
ser Verordnung, den danach getroffe-
nen Maßnahmen und weiteren
Maßnahmen nach dem Infektions-
schutzgesetz bleibt der Landtag im
Hinblick auf sein verfassungsrechtli-
ches Selbstorganisationsrecht unbe-
rührt. Die zuständigen Behörden
beachten die verfassungsrechtliche
Stellung der Mitglieder des Landtags
und die zur Regelung eines angemes-
senen Infektionsschutzes durch den
Landtag getroffenen Maßnahmen.

§ 16
Einschränkung von Grundrechten
Die Grundrechte der Freiheit der Per-
son (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des
Grundgesetzes, Artikel 3 Abs. 1 Satz
2 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen), der Versammlungsfreiheit
(Artikel 8 des Grundgesetzes, Artikel
10 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen), der Freizügigkeit (Artikel 11
des Grundgesetzes, Artikel 5 Abs. 1
der Verfassung des Freistaats Thürin-
gen) und der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des
Grundgesetzes, Artikel 8 der Verfas-
sung des Freistaats Thüringen) werden
insoweit eingeschränkt.

§ 17
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in
dieser Verordnung gelten jeweils für
alle Geschlechter.

Artikel 2
Änderung der Thüringer Verord-
nung zu Quarantänemaßnahmen
für Ein- und Rückreisende zur
Bekämpfung des Coronavirus

SARS-CoV-2

Die Thüringer Verordnung zu Qua-
rantänemaßnahmen für Ein- und
Rückreisende zur Bekämpfung des
Coronavirus SARS-CoV-2 vom 9.
April 2020 wird wie folgt geändert:
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1. Nach § 4 wird folgender § 4a
eingefügt:

„§ 4a
Ausnahmen vom Geltungsbereich
(1) Von den Bestimmungen die-
ser Verordnung, den danach getrof-
fenen Maßnahmen und weiteren
Maßnahmen nach dem Infektions-
schutzgesetz bleibt der Landtag im
Hinblick auf sein verfassungsrechtli-
ches Selbstorganisationsrecht unbe-
rührt. Die zuständigen Behörden
beachten die verfassungsrechtliche
Stellung der Mitglieder des Landtags
und die zur Regelung eines angemes-

senen Infektionsschutzes durch den
Landtag getroffenen Maßnahmen.

(2) Ebenfalls unberührt bleibt die
richterliche Unabhängigkeit nachAr-
tikel 97 des Grundgesetzes undArti-
kel 86 Abs. 2 der Verfassung des
Freistaats Thüringen einschließlich
der verfahrensleitenden und sit-
zungspolizeilichen Befugnisse der
Richter, insbesondere soweit die
Richter die Art und Weise des Infek-
tionsschutzes bei richterlichenAmts-
handlungen innerhalb und außerhalb
der Gerichte im Einzelnen ausgestal-
ten, beispielsweise bei Termins- und
Zeugenladungen.“

2. In § 9 wird das Datum „19.
April 2020“ durch das Datum „6. Mai
2020“ ersetzt.

Artikel 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Artikel 1 tritt am 20. April
2020 in Kraft und mit Ablauf des 6.
Mai 2020 außer Kraft. Abweichend
von Satz 1 tritt Artikel 1 § 9 Abs. 5,
§ 14 Abs. 1, 2 und 3 Nr. 25 sowie die
§§ 16 und 17 mit Inkrafttreten einer
Verordnung des Bundesministeriums
für Gesundheit zur Aufrechterhaltung
und Sicherung intensivmedizinischer
Krankenhauskapazitäten außer Kraft,
spätestens mit Ablauf des 31. Mai
2020.

(2) Artikel 2 tritt mit Wirkung
vom 19. April 2020 in Kraft.

(3) Gleichzeitig mit dem Inkraft-
treten nach Absatz 1 Satz 1 tritt die
Zweite Thüringer SARS CoV-2-Ein-
dämmungsmaßnahmenverordnung
vom 7. April 2020 (GVBI. S. 123)
außer Kraft.

Erfurt, den 18. April 2020

Heike Werner
Die Ministerin für Arbeit Soziales,
Gesundheit Frauen und Familie
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Öffentliche Ausschreibun-
gen von Bau-, Liefer- und
Dienstleistungen des Land-
ratsamtes Altenburger Land
finden Sie auf der Internet-
seite des Landkreises unter:

www.altenburgerland.de/
de/ausschreibungen.

Auswahl
Ausschreibungen:

Offenes Verfahren nach
VOB/A:

HB-B 033-2019
Landestheater Altenburg, Sa-
nierung Bühnenmaschinerie
und logistische Erschließung

Los 14 - Wärmetechnik/ Hei-
zung
Los 24 - Raumlufttechnische
Anlagen

Öffentliche Ausschreibungen
Die 11. Sitzung des Kreis-
ausschusses des Kreistages
des Landkreises Altenbur-
ger Land findet Montag, 11.
Mai 2020, 16 Uhr, im
Landratsamt Altenburger
Land in der Lindenaustraße
9, 04600 Altenburg, Rats-
saal, statt.

Tagesordnung - öffentlicher
Teil:

1. Informationen, Allgemei-
nes

1.1. Bericht über den lau-
fenden Haushaltsvollzug
gemäß KT-Beschluss Num-
mer 231 vom 06. Dezember
2017

2. Genehmigung der Nie-
derschrift über die 10. Sit-
zung am 6. April 2020

Unterbrechung zur Durch-
führung des nicht öffentli-
chern Sitzungsteils

3. Beschluss zur Vergabe
von Lieferleistungen mit
einem Betrag von >
50 000 Euro; OIT-L 016-
2020, Neuanschaffung von
Hardware für das Landrats-
amt Altenburger Land, Lie-
ferung von Monitoren

Öffentliche Bekanntmachung

NICHTAMTLICHER TEIL

Altenburg. Nach dem Kon-
zept des Thüringer Ministe-
riums für Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Fa-
milie ist das Klinikum Alten-
burger Land neben dem
Universitätsklinikum Jena
und dem SRHWaldklinikum
Gera das dritte der Schwer-
punktkrankenhäuser Ostt-
hüringens in der Behandlung
von Covid-19-Patienten.

„Die räumliche und intensiv-
medizinische Ausstattung hier
im Klinikum bietet sehr gute
Bedingungen für die Behand-
lung von Intensivpatienten.
Mit dem fachlichen Wissen
unserer Kolleginnen und Kol-
legen sowie den organisatori-
schen Veränderungen der
letzten Wochen sind wir mo-
mentan ordentlich vorberei-
tet“, schätzt der Ärztliche

Direktor des Klinikums, Prof-
fesor Doktor Jörg Berrouschot,
ein.
Schwerpunktkrankenhäuser
behandeln Covid-19-Patienten
mit schweren, beatmungs-
pflichtigen Krankheitsverläu-
fen. Sie verfügen u.a. über
mehrere räumlich voneinander
getrennte und separat zu be-
treibende Intensivstationen mit
Beatmungsplätzen sowie über
weitere Beatmungsbetten. Ihre
Aufgabe in Ostthüringen ist es,
in Abstimmung mit dem Uni-
versitätsklinikum Jena die Zu-
sammenarbeit der hiesigen
Krankenhäuser und Reha-Ein-
richtungen zu koordinieren.
Außerdem stehen sie diesen
für fachliche Anleitungen und
Konsile auf dem Gebiet der
Beatmungsmedizin und -
pflege zur Verfügung.

Christine Helbig

KlinikumAltenburger Land ist
Schwerpunktkrankenhaus

Das Klinikum Altenburger Land ist eines der drei Schwerpunktkrankenhäuser Ostthüringens.
Foto: Christine Helbig

Behandlung von Covid-19-Patienten
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Altenburg. Lithium-Batte-
rien und -Akkus haben ge-
genüber anderen Batterien
undAkkus viele Vorteile. Und
sie sind bei ordnungsgemä-
ßem Umgang sicher. Jedoch
bei unsachgemäßem Benut-
zen und Lagern kann es zu
Bränden führen.

Deshalb gilt: Nie defekte Li-
thium-Batterien verwenden.
Außerdem sollte darauf geach-
tet werden, dass Lithium-Bat-
terien stets genügend gegen
mechanische oder thermische
Einflüsse geschützt sind. Denn
schon äußere Erwärmung, etwa
durch Sonnenstrahlen oder
Heizkörper, können Brände
oder Explosionen auslösen.

Optimal für Lithium-Batterien
und -Akkus sind Temperaturen
zwischen 10 und 25 °C. Werte
darüber können zu einer be-
schleunigten Alterung führen.
Beim Laden sollte möglichst
eine Vollladung vermieden
werden. Werden die Akkus im
Laptop belassen, obwohl dieser
nur am Netz angeschlossen ist,
kann dies ebenso den Akku
langfristig schädigen. Lithium-
Batterien sind zum Beispiel in

Uhren, Notebooks, Handys,
Kameras, Taschenrechnern,
Speicherchips und medizini-
schen Geräten verbaut.
Bei der Entsorgung ist folgen-
des zu beachten:
• Sie gehören nicht in den
gelben Sack oder in die Rest-
mülltonnen.
• Die Rücknahmepflicht ist
per Gesetz geregelt. Das „Ge-
meinsame Rücknahmesystem
Batterien“ oder andere Rück-

nahmesysteme sorgen dafür,
dass Vertreiber oder Verkäufer
die Altbatterien der Nutzer zu-
rücknehmen.
Die getrennte Sammlung wird
im Landkreis über die sechs
Recyclinghöfe organisiert. Das
Personal ist geschult und wacht
über die Einhaltung der gesetz-
lichen Vorgaben. Deshalb be-
folgen Sie unbedingt die
Anweisungen unseres Perso-
nals.
• Entfernen Sie, wenn mög-
lich vor der Abgabe eines
Elektronikaltgerätes die Li-
thium-Batterie und versiegeln
Sie die Akku-Pole mit Klebe-
band, um einen Kurzschluss zu
vermeiden.
• Übergeben Sie dann die

Lithium-Batterien auf den Re-
cyclinghöfen unserem Perso-
nal. Sie werden der
Lithiumbatteriensammlung zu-
geführt.
• In vielen Elektrogeräten
sind die Akkus fest verbaut.
Dann übergeben Sie dieses
Elektroaltgerät ausschließlich
unserem Personal oder befol-
gen Sie deren Anweisungen.
Sie werden in speziellen Sam-
melgefäßen verbracht, welche
im Anschluss einen sicheren
Transport (ADR konform) zu
den entsprechenden Entsorgern
bzw. Verwertern ermöglichen.
Für Fragen stehen Ihnen die
MitarbeiterInnen derAbfallbe-
ratung gern zur Verfügung:
03447 894041-43.

Der richtige Umgang mit Lithium-Batterien und -Akkus

Altenburg/Schmölln. Aus den
altenMülldeponienAltenburg
und Schmölln strömt klima-
schädliches Methan aus. Mit
finanzieller Hilfe vom Bund
konnten nun die Emissionen
halbiert werden.

Von 1985 bis 1996 beziehungs-
weise von 1985 bis Mitte 2005
waren die Deponien als zentrale
Müllbeseitigungsanlagen der
damaligen Landkreise Alten-
burg und Schmölln betrieben.
Die Kapazitäten beiderAnlagen
betrugen insgesamt circa
1,65Milliarden Kubikmeter. In
mehreren Bauabschnitten wur-
den sie in den zurückliegenden
Jahrenmit einer Oberflächenab-
dichtung versehen und rekulti-
viert. Die Deponie Altenburg
erhielt außerdem teilweise eine
Basisabdichtung.
Während ihrer Betriebszeiten
wurden in den Deponien Sied-
lungsabfälle mit biologischen
Anteilen abgelagert, insbeson-
dere Hausmüllabfälle und so-
genannte hausmüllähnliche
Gewerbeabfälle. Aufgrund der

Abfallzusammensetzungen
und der Milieubedingungen in
den Deponiekörpern zersetzen
Mikroorganismen - vergleich-
bar den Vorgängen in Biogas-
anlagen - die Abfälle. Dabei
entsteht Deponiegas, das im
Wesentlichen aus Methan und
Kohlendioxid besteht.
Bereits seit Beendigung desAb-
lagerungsbetriebs 1996 in
Schmölln und 2005 in Alten-
burg, ist ein rückläufiger Gas-
ausstoß zu beobachten. Nach
einem relativ kurzen Zeitraum
der energetischen Deponiegas-
verwertung in Altenburg, wird
das übrige Deponiegas beider
Müllhalden aus Gründen des
Emissions- und Klimaschutzes
über Fackeln verbrannt. Derzeit
werden die Gase mittels Gas-
brunnen, in Altenburg sind es
über 20 und in Schmölln zehn,
sowie über Gassammelleitun-
gen sowie -stationen aufgefan-
gen und zu den Gasfackeln
geleitet.
Auch weiterhin ist die Gaserfas-
sung und Gasbehandlung zur
Gefahrenabwehr und wegen des

Emissionsschutzes erforderlich.
Dies wird sich noch über meh-
rere Jahrzehnte erstrecken.
Daher wurde nun untersucht, ob
es durch eine geeignete Depo-
niebelüftung zu einer beschleu-
nigten Reduzierung der
Restorganik im Deponiekörper
kommt. Angestrebt ist eine
langfristige Vermeidung klima-
schädlicher Methangas-Emis-
sionen.
In einem ersten Schritt bekam
der LandkreisAltenburger Land
dafür Fördermittel von der Na-
tionalen Klimaschutzinitiative
des Bundesumweltministeriums
zugesagt. Damit konnten soge-
nannte Potenzialanalysen durch-
geführt werden. Ziel dieser
Potenzialanalysen ist es, eine
datenbasierende Entscheidungs-
grundlage für die Umstellung
der Deponieentgasungen zu
schaffen.Außerdemwurden die
Analysen für die Planung der
standortbezogenen Umsetzung
der Deponiebelüftung benötigt.
Die Erarbeitung der Potenzial-
analysen orientiert sich an den
Vorgaben des Bundesumwelt-

ministeriums. Damit werden die
spezifischen Ausgangssituatio-
nen der Deponien aufbereitet,
um umsetzbare Methangas-
Minderungspotenziale durch
geeignete Maßnahmen heraus-
zuarbeiten und geeignete Ver-
fahren zu konzipieren.
ImAugust und September 2017
wurden auf den Deponien Ab-
saugversuche mit dem Ziel der
Aerobisierung (mikrobiologi-
sche Zersetzung derAbfälle mit
Sauerstoff) durchgeführt. Dafür
wurde dieAbsaugmenge derAl-
tenburger Deponie von 30 auf
135 Kubikmeter pro Stunde ge-
steigert und dabei die Verände-
rungen der Gashaushalte der
Deponie beobachtet, aufge-
zeichnet und ausgewertet. Mit
den Ergebnissen konnten we-
sentliche Stell-
größen für die
Prozessführung
einer zukünftigen
Aerobisierung
der Deponien er-
mittelt werden.
Auf Grundlage
der Untersu-
chungsergebnisse
der Potenzialana-
lysen, die von der
CONTEC Ingenieurgesellschaft
für Energie und Umwelttechnik
mbH Herrenberg, im Auftrag
des Dienstleistungsbetriebes
Abfallwirtschaft durchgeführt
wurden, wird vom Landkreis
eine aerobe in-situ-Stabilisie-
rung angestrebt. Davonwird ge-
sprochen, wenn über eine
Belüftung Sauerstoff zugeführt
wird, der dannwenigerMethan-
gas entstehen lässt. Durch die
in-situ-Stabilisierung konnten
die Treibhausgas-Emissionen
ummehr als die Hälfte reduziert
werden.

Die Leistungen der in-situ-Sta-
bilisierung durch Optimierung
der Gasfassungssysteme und Er-
richtung von Schwachgasbe-
handlungsanlagen wurden im
öffentlichen Ausschreibungs-
verfahren an die Firmen BMF
Haase GmbH Neumünster für
die Deponie Schmölln vergeben
und für Altenburg an Göbel
Energie- und Umwelttechnik
Anlagenbau GmbHBüdelsdorf.
Durch das Klimaschutzpro-
gramm des Bundesumweltmi-
nisteriums werden diese
Investitionen zur Optimierung
der Deponiegaserfassungssys-
teme auf beiden Deponien mit
maximal 50 Prozent der Investi-
tionssumme gefördert. Mit der
Nationalen Klimaschutzinitia-
tive initiiert und fördert das

Bundesumwelt-
ministerium seit
2008 zahlreiche
Projekte, die
einen Beitrag
zur Senkung der
Treibhausemis-
sionen leisten.
Die Programme
und Projekte de-
cken ein breites
Spektrum an

Klimaschutzaktivitäten ab: von
der Entwicklung langfristiger
Strategien bis hin zu konkreten
Hilfestellungen und investiven
Fördermaßnahmen. Diese Viel-
falt ist Garant für gute Ideen.
Die Nationale Klimaschutzini-
tiative trägt zu einer Veranke-
rung des Klimaschutzes vor Ort
bei. Von ihr profitierenVerbrau-
cherinnen und Verbraucher
ebenso wie Unternehmen,
Kommunen und Bildungsein-
richtungen.

Dienstleistungsbetrieb
Abfallwirtschaft

Klimaschutzprojekt in Altenburg und Schmölln

Deponiegaserfassung auf zwei Mülldeponien

Auf der Deponie Altenburg sind 24 Gasbrunnen in Betrieb.
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Wir möchten, dass es Ihnen bald besser geht!

KLINIKUM Altenburger Land GmbH

Am Waldessaum 10 n 04600 Altenburg n Tel. 03447 52-0 n Fax 03447 52-1177

Informieren Sie sich immer aktuell unter www.klinikum-altenburgerland.de!

Partner fü
r Ihre Ges

undheit

Notizen aus dem

Für den Schutz von Patienten
und Mitarbeitenden und um
den Klinikumsbetrieb in

dieser schwierigen Situation
aufrecht zu erhalten:

Patientenbesuche im Klinikum bis auf Weiteres nicht erlaubt
Wie in allen Krankenhäusern
Deutschlands sind auch im
Klinikum Altenburger Land
bis auf Weiteres keine Besu-
che zugelassen. Dies ist ein
sehr gravierender Eingriff,
dessen sind wir uns im Kli-
nikum bewusst. Im Einzelfall
entscheiden daher Ärzte und
Pflegekräfte über den Besuch
schwerkranker Menschen.
Eine vorherige telefonische
Absprache mit den jeweils

Verantwortlichen ist hierfür
unerlässlich. Dies gilt auch für
die Eltern der Kinder auf der
Kinderstation, für die natür-
lich Besuch sehr wichtig ist.

Unser Service für unsere
Patienten: Telefon,
Fernsehen, Radio und
Internet am Bett

Wir bieten unseren Patien-
ten einen Flatrate-Tarif für
eine einmalige Gebühr von

5 € pro Aufenthalt an. Die
Nutzung der Fernsehgeräte,
des Internets und des Pati-
ententelefons für alle Inland-
gespräche (Festnetz sowie
alle deutschen Handynetze)
ist damit möglich. Kopfhörer
können an der Information
für 2 € erworben werden.
Die Telefonkarte mit der
Telefonnummer ist anonymi-
siert. Wir können keine Aus-
kunft darüber geben, unter

welcher Telefonnummer Sie
angemeldet sind. Unter der
persönlichen Telefonnum-
mer sind Sie zum normalen
Festnetztarif erreichbar. Bei
Anrufen aus Funknetzen ent-
stehen den Anrufern die ent-
sprechenden Kosten. Aus Si-
cherheitsgründen verliert die
Telefonkarte ihre Gültigkeit
mit Beendigung des Klinikauf-
enthaltes.

Sozialdienst nur noch
telefonisch erreichbar

Der Sozialdienst des Klinikums
ist bis auf Weiteres montags
bis freitags in der Zeit von 8 bis
15:30 Uhr nur noch telefonisch
erreichbar unter der Telefonnr.
03447 52-2211. Sollte für eine
Beratung die persönliche Anwe-
senheit notwendig sein, werden
die Mitarbeiterinnen diesen Ter-
min telefonisch vereinbaren.

Auf unserer Webseite www.klinikum-altenburgerland.de informieren wir regelmäßig
zu Corona und zur Situation. Folgen Sie uns auch auf Facebook und auf Instagram.
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Altenburg. Nicht-Nutzung
von Trinkwasser-Installatio-
nen kann zu Vermehrung von
Legionellen führen. Um die
Ausbreitung des Corona-
Virus einzudämmen, wurden
öffentlich und gewerblich ge-
nutzte Einrichtungen wie
Schulen, Kindertagesstätten,
Sportstätten und Hotels ent-
weder geschlossen oder der
Betrieb stark reduziert. Damit
diese Einrichtungen bei der
nächsten gesetzlich vorge-
schriebenenRoutine-Untersu-
chung auf Legionellen kein
böses Erwachen mit Positiv-
Befunden erleben, sollten jetzt
einige wichtige Punkte beach-
tet werden.

Der Corona-Virus ist zwar nicht
mittelts Trinkwasser übertrag-
bar, bringt jedoch trotzdem eine
indirekte Gefährdung des Trink-
wassers mit sich. Denn der re-
gelmäßige Austausch in den
Wasserleitungen ist bei einer
längeren Betriebsunterbrechung
nicht mehr gewährleistet. Damit
erhöht sich das Risiko einer mi-
krobiellen Verkeimung mit Le-
gionellen und anderen patho-
genen Keimen im Trinkwasser
stark.
Was ist zu tun?
Nach den Vorgaben der Trink-
wasserverordnung ist der be-
stimmungsgemäße Betrieb der
Trinkwasserinstallation jeder-
zeit sicherzustellen. Das be-
deutet aber, wenn sich keine
Gäste, Besucher oder andere
Nutzer im Gebäude aufhalten,
die Restaurantküche kalt bleibt
also im Betrieb kein oder nur
wenig Wasser fließt, muss der
regelmäßige Wasseraustausch
in den Leitungen anders sicher-
gestellt werden.
Das wird erreicht, indem die
Entnahmestellen wenigstens
alle 72Stunden eine gewisse
Zeit gespült werden, damit das
in den Leitungen befindliche
Trinkwasser ausgetauscht
wird. Diese Spülung muss je-
weils für dieWarmwasser- und

die Kaltwasserleitung durchge-
führt werden.
Bei einer Schließung von mehr
als drei Tagen sind vorbeugende
und nachsorgende Maßnahmen
zu organisieren, um einen tech-
nisch und hygienisch einwand-
freien Zustand der Trinkwasser-
installation sicherzustellen. Je
nach Dauer kann es auch sinn-
voll sein, die Warmwassereran-
lage abzuschalten. Dabei ist
zunächst das warme Wasser so
lange auszuspülen, bis nur noch
kaltes Wasser von weniger als
25 Grad Celsius kommt. Dazu
muss die Zirkulationspumpe
laufen, damit auch die Zirkula-
tionsleitungen auskühlen kön-
nen.Auch danach sindweiterhin
dieWarmwasserleitungen regel-
mäßig zu spülen.
Absperrung der Zuleitung bei
längerer Nichtnutzung
Nach den Vorgaben der Regel-
werke kann bei Trinkwasserin-
stallationen, die länger als
72Stunden nicht genutzt wer-
den, zu Beginn die jeweilige
Absperreinrichtung geschlossen
werden. Bei Betriebsunterbre-
chungen ab vier Wochen sollte
generell die Wasserversorgung
abgesperrt werden.
Bei Wiederinbetriebnahme nach
siebenTagen genügt es, dasWas-

sermindestens fünfMinuten flie-
ßen zu lassen.Wichtig ist hierbei,
mehrere Wasserhähne gleichzei-
tig zu öffnen, um für eine genü-
gend starke Durchströmung der
Leitungen zu sorgen. Das Spülen
wird getrennt sowohl in derKalt-
als auch in der Warmwasserlei-
tung durchgeführt.
BeiWiederinbetriebnahme nach
vier Wochen ist ein vollständi-
ger Wasseraustausch an allen
Entnahmestellen durch Spülung
mit Wasser vorgeschrieben.
Sollte die Unterbrechung länger
als einenMonat dauern, sind zu-
sätzliche mikrobiologische
Kontrolluntersuchungen und
Untersuchungen auf Legionel-
len in den Kalt- als auch in den
Warmwasserleitungen durchzu-
führen. Es empfiehlt sich hier
ein Umfang der Beprobung ana-
log einer orientierenden Unter-
suchung nach Trinkwasser-
verordnung.
Ist eine Stilllegung vonmehr als
sechs Monaten abzusehen, ist
die Anschlussleitung durch das
Wasserversorgungsunterneh-
men abzutrennen.
Fazit:Umden Schaden nicht zu
verschlimmern, sollte dringend
auf regelmäßigen Wasseraus-
tausch in den Leitungen geach-
tet werden.

Trinkwasserleitungen unbedingt spülen

Steigende Gefahr eines
Legionellenbefalls

Lieber einmal mehr das Wasser laufen lassen hilft gegen Verun-
reinigungen.

Landkreis.Auf der Homepage
des Landkreises Altenburger
Land finden Sie unter:
www.altenburgerland.de/de/
stellenangebote aktuelle Stel-
lenangebote.

Für Fragen – etwa zum Bewer-
bungsverfahren – steht Ihnen

der Fachdienst Personal unter
der Tel: 03447 586-350 oder per
E-Mail personal@altenburger-
land.de gern zur Verfügung.

Auswahl aktueller Stellenaus-
schreibungen der Landkreisver-
waltung:

Ärztlicher Leiter Ret-•
tungsdienst (m/w/d)
Arzt im Kinder- und Ju-•
gendgesundheitsdienst
(m/w/d).
Sozialarbeiter/Sozial-•
pädagoge (m/w/d)

Jenny Franke,
Fachdienstleiterin Personal

Stellenausschreibungen

Altenburg. Alle bereits ge-
planten Termine für die Ein-
schuluntersuchung der Erst-
klässler des Schuljahres 2020/
2021 werden bis auf weiteres
ausgesetzt. Grund dafür sind
die Infektionsschutzmaßnah-
men zur Bekämpfung der Co-
rona-Pandemie. Die Wieder-
aufnahme der Einschuluntersu-
chung wird rechtzeitig vorab
bekanntgegeben. Vorausset-
zung ist, dass vom Thüringer
Ministerium für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und
Familie entsprechende Vorga-
ben vorliegen.

Keine
Untersuchung

Altenburg. Am 2. Mai bleiben
das Recyclingzentrum Alten-
burg sowie die Recyclinghöfe in
Meuselwitz, Lucka, Schmölln,
Gößnitz und Frohnsdorf ge-
schlossen. Auch die Kompos-
tieranlage in Göhren ist an
diesem Tag nicht geöffnet. Das
Recyclingzentrum Altenburg
wird zudem am 5. Mai wegen
Wartungsarbeiten zu sein.

Recyclinghöfe
geschlossen

Altenburg.Müll illegal zu ent-
sorgen wird streng ordnungs-
rechtlich verfolgt, betont der
Dienstleistungsbetrieb Abfall-
wirtschaft. Erst jüngst wurde
versucht, in der Siegfried-Flack-
Straße in Altenburg eine LKW-
Ladung Sperrmüll zu entsorgen.
Das verhindertenAnwohner mit
einem Anruf im Landratsamt.
Ähnliche Vorfälle sollten beim
Dienstleistungsbetrieb Abfall-
wirtschaft unter Telefon 03447
8940-41, -42 oder -43 gemeldet
weren.

Illegalen Müll
anzeigen

Altenburg.Der Fachdienst Stra-
ßenverkehr desLandratsamtes ar-
beitet weiterhin unter einge-
schränkten Bedingungen. Dazu
gehört, dass der Behördensitz in
der Martin-Luther-Straße 1a in
Altenburg bis auf Weiteres für
den Publikumsverkehr geschlos-
sen ist.Damit dennochPrivatper-
sonenundFirmenKraftfahrzeuge
um- und anmelden oderAngele-
genheiten rund um die Fahrer-
laubnis klären können gilt:
1. Die Kfz-Zulassungsstelle ist
nur noch für Autohäuser, Kfz-
Händler und Zulassungsdienste
zugängig. Bürger, die ihr Fahr-
zeug an- oder ummelden möch-
ten, müssen sich deshalb an ein
Autohaus oder einen Kfz-Händ-
ler wenden, um die Firmen mit
der Erledigung ihrerAngelegen-
heiten zu beauftragen.
2. Sofern Unterlagen abgegeben
oder geholt werden müssen, er-
folgt dies nur nach vorheriger
Terminvereinbarung.
3. Termine können schriftlich
oder im Rahmen der Öffnungs-
zeiten, montags bis donnerstags
von 8 bis 16 Uhr und freitags
von 8 bis 13 Uhr, telefonisch bei
der Zulassungsstelle unter 03447
586-602 oder der Führerschein-
behörde unter 03447 586-620
vereinbart werden.

Neue Regeln
fürs Zulassen
von Autos

Altenburg. Mit Betriebsbe-
ginn am Montag, den
27. April, nimmt die Thüsac
imAltenburger Land den re-
gulären Betrieb wieder auf.
Der vorläufig in Kraft ge-
setzte Ferienfahrplan wird
dann durch den eigentlich
gültigen Fahrplan zu Schul-
zeiten abgelöst.
Der Einstieg beim Busfahrer
und der Erwerb von Fahrschei-
nen im Bus wird jetzt sukzes-
sive wieder möglich sein.
Bekanntermaßen wurde wegen
der Corona-Pandemie der Ein-
stieg an der ersten Tür am
18. März ausgesetzt.
Um möglichst schnell zum
Normalbetrieb zurückzukeh-
ren, wurden die vergangenen
Wochen genutzt, um Lösungen
zu finden. Entscheidend dabei
war, dass das Fahrpersonal und
der Fahrgast geschützt sind.
Mit der Entwicklung einer
Schutzvorrichtung für den
Fahrer kann nun der Einstieg
bei ihm wieder aufgenommen
werden.
Die neue Abtrennung besteht
aus einer 0,5Millimeter starken
Klarsichtfolie, die den notwen-
digen Sicherheitsabstand zwi-
schen Fahrpersonal und dem
Fahrgast gewährleistet. Damit
wird der wichtigste Vertriebs-
weg, beim Verkauf von Fahr-
karten wieder nutzbar.
Darüber hinaus können sich die
Fahrgäste weiterhin über
easy.GO ihre Tickets kaufen.
Die Handy-App bietet das ge-
samte Ticketsortiment und alle
Verbindungen im MDV in
Echtzeit einfach online.Am be-
quemsten unterwegs sind Abo-
Kunden, bei denen das Ticket
auf der Chipkarte hinterlegt ist,
die nun auch wieder am Bord-
rechner geprüft werden kann.

ThüSac-Busse
fahren wieder
regulär
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Das TRAFO-Projektteam (v.l.): Sabine Hofmann (Lindenau-Museum), Michael Apel (Landratsamt),
Ueli Häsler (Theater Altenburg Gera), Gabriele Herrmann (Musikschule), Franziska Engemann
(Museum Burg Posterstein), Luise Krischke (Projektleitung)

Altenburg. Aufgrund der
aktuellen Gefährdung
durch das Coronavirus
muss auch das Projektteam
von „Der fliegende Salon –
Kulturaustausch im Alten-
burger Land“ seinen Zeit-
und Maßnahmenplan an-
passen. Die konkrete Ter-
minplanung für das
laufende Jahr gestaltet sich
herausfordernd. In den
Fokus der Arbeit rückt
daher zunächst die weitere
Ideensammlung und Bera-
tung von Projektinteressen-
ten, um nach Überwindung
der Pandemie mit Tatkraft
in die Umsetzung zu gehen.
Die Antragsfrist für
TRAFO-Projekte im Rah-
men von „Der fliegende
Salon“ ist bis zum 31. Mai
verlängert.

Seit Beginn des Jahres wurde
bereits intensiv an ersten
Salon-Projekten im Altenbur-
ger Land gearbeitet. „Der
fliegende Salon“ – ein insge-
samt vierjähriges Kulturpro-
jekt im Rahmen des
Programmes „TRAFO – Mo-
delle für Kultur im Wandel“,
eine Initiative der Kulturstif-
tung des Bundes, – sollte
unter anderem im Mai in
Meuselwitz und im Juni in

Lumpzig „landen“. Beide
Projekte werden nun verscho-
ben, da nicht absehbar ist, ob
bis dahin ein Zusammentref-
fen vieler Menschen wieder
erlaubt ist und überdies wich-
tige Zeit für Organisation und
Öffentlichkeitsarbeit unge-
nutzt verstreicht. Außerdem
hatte das Projektteam beste-
hend aus Mitarbeitern des
Landratsamtes sowie Vertre-
tern der vier Kultureinrich-
tungen des Landkreises
(Lindenau-Museum, Museum
Burg Posterstein, Musik-
schule des Landkreises und
Theater Altenburg Gera)
unter den Bürgermeistern im
Altenburger Land um Salon-
Partner geworben.
Ausführliche Beratungsge-
spräche sowie die Frist zur
Antragsstellung für 2020 sind
nun infolge der Coronavirus-
Situation aufgeschoben wor-
den. Soweit möglich, wird die
Beratung per Telefon oder E-
Mail fortgeführt. Als direkte
Ansprechpartnerin ist Luise
Krischke, TRAFO-Projektlei-
terin im Landratsamt, telefo-
nisch unter 03447 586-163
oder per E-Mail, trafo@alten-
burgerland.de, erreichbar. Die
Abgabefrist von Anträgen für
Projekte, die noch in diesem
Jahr beginnen sollen, ist nun

der 31.Mai. Das erforderliche
Antragsformular ist zum
Download unter www.flie-
gender-salon.de zu finden
oder wird auf Anfrage von
der Projektleitung per E-Mail
versendet.
Mit „Der fliegende Salon“
sollen im Landkreis gemein-
sam mit Gemeinden und Ver-
einen Projekte initiiert und
umgesetzt werden, die einen
Anlass zu Begegnungen und
Austausch der Menschen bie-
ten. Anleitung und Unterstüt-
zung geben die etablierten
Kultureinrichtungen, die auf
diese Weise ebenfalls die
Menschen im Altenburger
Land und ihre Themen besser
kennen lernen wollen.
Mit den Fördermitteln des
TRAFO-Programmes können
bis Ende 2023 jährlich bis zu
zehn Salonformate entwickelt
und realisiert werden, die das
kulturelle Potenzial des Al-
tenburger Landes ausschöp-
fen und das Miteinander in
den Gemeinden und Ort-
schaften, unter den Vereinen
aber auch zwischen Bevölke-
rung und Kultureinrichtungen
intensivieren.

Luise Krischke

Mehr Informationen unter:
www.fliegender-salon.de

TRAFO-Team nimmt bis
Mai Förderanträge entgegen

Fristen wegen Coronakrise verlängert

Altenburg. Im Herbst werden
ehrenamtlicheRichter anVerwal-
tungsgerichten gewählt. Die eh-
renamtlichen Verwaltungsrichter
entscheiden fünf Jahre lang zu-
sammen mit den Berufsrichtern
amVerwaltungsgerichtGera. Sie
wirkendafür beimündlichenVer-
handlungen und der Urteilsfin-
dung mit gleichen Rechten wie
die berufsmäßigen Richter mit.
Aus dem Altenburger Land
schlägt der Kreistag 16 Bürger
vor, aus denen das Verwaltungs-
gericht eineAuswahl trifft.
Wer an der verantwortungsvollen
Tätigkeit eines ehrenamtlichen
Richters interessiert ist, wird ge-
beten, bis zum 15. Mai 2020 die
ausegfüllten Formulare “An-
lage Personalbogen” und “Er-
klärung der Bewerber um das
Amt eines/r ehrenamtlichen
Richters/in gemäß § 44a des
DeutschenRichtergesetzes” an
das Landratsamt Altenburger
Land, Ehrenamtsbüro, Linde-
naustraße 9, 04600 Altenburg
per Post zu schicken.
Vorschläge können auch durch
die Fraktionen der Parteien und
Gruppierungen des Kreistages,
anderen gesellschaftlichen Ein-
richtungen, Organisationen oder
Vereinen sowie Bürgern einge-
reicht werden. Selbstbenennun-
gen sind ebenfalls zulässig.
UmdieBewerbungbearbeiten zu
können, sind Name, Vorname,
Geburtsort, Geburtsdatum,Beruf
undAnschrift notwendig.
Zwingende Voraussetzung für
dieWahl ist die Deutsche Staats-
angehörigkeit, außerdem sollen
die Kandidaten das 25. Lebens-
jahr vollendet haben und inner-
halb des Gerichtsbezirks wohen.
Vom Amt eines ehrenamtlichen
Richters ist ausgeschlossen:

• wer infolge eines Richter-
spruchs die Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter nicht
besitzen oder zu einer Freiheits-
strafe von mehr als sechs Mona-
ten verurteilt wurden,
• wer wegen einer Tat ange-
klagt ist, die den Verlust der Be-
kleidung öffentlicher Ämter zur
Folge haben kann,
• wer nicht das Wahlrecht für
Landtagswahlen besitzt. Maß-
geblich ist das Wahlrecht zu den
gesetzgebenden Körperschaften
des Landes, nicht der Kommu-
nalvertretungen.
Personen, die in Vermögensver-
fall geraten sind, sollen nicht zu
ehrenamtlichen Richtern berufen
werden.
Ergänzt werden diese Aus-
schlussgründe durch § 44a des
Deutschen Richtergesetzes. Da-
nach soll nicht als ehrenamtlicher
Richter berufen werden, wer
• gegen die Grundsätze der
Menschlichkeit oderRechtsstaat-
lichkeit verstoßen hat,
• hauptamtlich oder inoffiziell
beim Staatssicherheitsdienst der
ehemaligen DDR oder diesen
Mitarbeitern gleichgestellte Per-
son tätigwar. Eine schriftlicheEr-
klärung kann verlangt werden.
Zu ehrenamtlichenRichtern kön-
nen ferner nicht berufen werden:
Abgeordnete im Bundestag, im
Eu-Parlament, im Landtags oder
Regierungsmitglieder, Richter,
Beamte oder Angestellte im öf-
fentlichen Dienst, Soldaten,
Rechtsanwälte, Notare sowie
Personen, die fremde Rechtsan-
gelegenheiten geschäftsmäßig
besorgen.
Die Formulare finden Sie auf
www.altenburgerland.de unter
Ehrenamtsbüro - Banner “Wahl
der ehrenamtlichen Richter”.

Gesucht: Ehrenamtliche
Verwaltungsrichter

STEUERBERATUNG WIRTSCHAFTSPRÜFUNG RECHTSBERATUNG UNTERNEHMENSBERATUNG

ARBEITEN IM LEIPZIGER SÜDRAUM

Wir stehen für eine vertraute und erfolgreiche Zusammenarbeit mit unseren
Mandanten, in unserem Team und unserem Netzwerk. Wir haben Spaß an unter-
nehmerischen und effizienten Lösungen und beraten und prüfen lösungsorientiert.
Dabei stellen wir konsequent den Mandanten in den Mittelpunkt.

Zur Erweiterung unserer Teams suchen wir ab sofort in Voll- oder Teilzeit

Steuerfachangestellte (m/w/d)
Lohnbuchhalter (m/w/d)
Bilanzbuchhalter (m/w/d)

Wir bieten Ihnen ein breit gefächertes und interessantes Aufgabengebiet, gute
Fortbildungsmöglichkeiten und die Chance zur beruflichen Entwicklung.

Wir wünschen: analytisches Denkvermögen, überzeugende Kommunikationsfähig-
keit, Teamfähigkeit, Flexibilität sowie einen sicheren Umgang mit berufsüblichen
EDV-Anwendungen.

Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen.

Kontakt:
Hennecken Consulting GmbH Steuerberatungsgesellschaft
Markt 4, 04523 Pegau
Frau J.Hennecken, Steuerberaterin, Geschäftsführerin
Mail: pegau@hennecken.com www.hennecken.com



Energie- und Wasserversorgung Altenburg GmbH
Alle Infos unter www.ewa-altenburg.de
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Frühlingserwachen für Mensch und Natur
Unsere Umwelt stellt uns vielfältige und nachhaltige Ressourcen zur Verfügung. Lassen Sie uns
diese gemeinsam nutzen – mit modernen Photovoltaikanlagen bei Neubau oder Sanierung.

Zeit zum
Leben


